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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Landbeschaffung für 
Aufgaben der Verteidigung (Landbesdiaffungsgesetz) 

- Drucksache 1977 - 

mit den Besdilüssen des Ausschusses für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 
(8. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Landbeschaf- 
fung für Aufgaben der Verteidigung 
(Landbeschaffungsgesetz) 


ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften und Grund- 
sätze über den freihändigen Erwerb 

§ 1 

(1) Land kann nach Maßgabe der Vor- 
schriften dieses Gesetzes beschafft werden 

1. für Zwecke der Verteidigung; 

2. zur Erfüllung von Verpflichtungen des 
Bundes aus zwischenstaatlichen Verträgen 
über die Stationierung und die Rechts- 
stellung von Streitkräften auswärtiger 
Staaten im Bundesgebiet; 

3. zur Gewährung einer Entschädigung in 
Land im unmittelbaren Zusammenhang 
mit Maßnahmen nach Nummer 1 oder 2; 
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Entwurf eines Gesetzes über die Landbeschaf- 
fung für Aufgaben der Verteidigung 
(Landbeschaffungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften und Grund- 
sätze über den freihändigen Erwerb 

§ 1 

(1) Der Bund kann nach Maßgabe der Vor- 
schriften dieses Gesetzes Grundstücke beschaf- 
fen 

1. unverändert 

2. Insbesondere auch zur Erfüllung der Ver- 
pflichtungen des Bundes aus zwischenstaat- 
lichen Verträgen über die Stationierung 
und Rechtsstellung von Streitkräften aus- 
wärtiger Staaten im Bundesgebiet; 

3. unverändert 
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Entwurf 

4. zur Verlegung oder Errichtung öffent- 
licher Einrichtungen und Anlagen im un- 
mittelbaren Zusammenhang mit Maß- 
nahmen nach Nummer 1, 2 oder 3; 

5. zur Unterbringung von Personen, Be- 
trieben und öffentlichen Einrichtungen, 
die wegen der Verwendung bundes- oder 
reichseigener Grundstücke für Zwecke 
der Nummer 1 und 2 notwendig ist. 

(2) Soll Land für die in Absatz 1 genann- 
ten Zwecke beschafft werden, so sind die Er- 
fordernisse der Raumordnung nach An- 
hörung der Regierungen der Länder, in deren 
Gebiet das zu beschaffende Land liegt, ange- 
messen zu berücksichtigen. 


(3) Auf Grund des Ergebnisses der Er- 
mittlungen nach Absatz 2 und im Einver- 
nehmen mit den beteiligten Bundesministern 
bestimmt der zuständige Bundesminister die 
Vorhaben, für die Land nach den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes zu beschaffen ist, und 
sorgt durch geeignete Bekanntmachung für 
die rechtzeitige Unterrichtung der Beteiligten. 


§2 

Das für Zwecke des § 1 Abs. 1 benötigte 
Land soll nach Möglichkeit freihändig er- 
worben werden. 


§3 

Bei den Verhandlungen über den freihän- 
digen Erwerb ist jeder Eigentümer darauf 
hinzuweisen, daß ihm für das abgegebene 
Land statt einer Barvergütung ganz oder 
teilweise eine Abfindung in Land (Ersatz- 
land) oder eine sonstige Gegenleistung unter 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
4. unverändert 


5. unverändert 


(2) Sollen Grundstücke für die in Absatz 1 
genannten Zwecke beschafft werden, so ist 
die Landesregierung zu hören, die nach An- 
hörung der betroffenen Gemeinde (Ge- 
meindeverband) unter angemessener Berück- 
sichtigung der Erfordernisse der Raumord- 
nung, insbesondere der landwirtschaftlichen 
und wirtschaftlichen Interessen sowie der Be- 
lange des Städtebaues und des Naturschutzes, 
zu dem Vorhaben Stellung nimmt. Die Be- 
schaffung durch Enteignung darf nur erfol- 
gen, wenn das Vorhaben aus dem Grundbe- 
sitz der öffentlichen Hand unter Berücksich- 
tigung der Grundsätze in Satz 1 nicht befrie- 
digt werden kann. Zu dem Grundbesitz der 
öffentlichen Hand gehört auch der Grund- 
besitz juristischer Personen des privaten 
Rechts, an deren Kapital die öffentliche 
Hand überwiegend beteiligt ist. 

(3) Alsdann bezeichnet der zuständige Bun- 
desminister im Einvernehmen mit den betei- 
ligten Bundesministern die Vorhaben, für die 
Grundstüdee nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes zu beschaffen sind, und sorgt in ge- 
eigneten Fällen für Öffentliche Bekannt- 
machung. Will der zuständige Bundesmini- 
ster von der Stellungnahme der Landesregie- 
rung abweichen, so unterrichtet er die betref- 
fende Landesregierung vor seiner Entschei- 
dung. 

§ 2 

Die für Zwecke des § 1 Abs. 1 benötigten 
Grundstücke sollen nach Möglichkeit frei- 
händig erworben werden. Das Entgelt kann 
abweichend von den bisherigen Preisvor- 
sdiriften bemessen werden. 

§ 3 

Bel den Verhandlungen über den freihän- 
digen Erwerb ist jeder Eigentümer darauf 
hinzuweisen, daß 

a) ihm für das abgegebene Grundstück statt 
einer Barvergütung ganz oder teilweise 
eine Abfindung in Land (Ersatzland) oder 
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Beschlüsse des 8. Ausschusses 


den Voraussetzungen der §§ 4 oder 5 gewährt 
werden kann. 

siehe § 4 


siehe § 5 


§4 

Dem Eigentümer kann Ersatzland gewährt 
werden, wenn er zur Sicherung seiner Existenz 
oder zur Erfüllung der ihm wesensgemäß 
obliegenden Aufgaben auf Ersatzland ange- 
wiesen ist und das Land zu angemessenen Be- 
dingungen beschafft und erforderlichenfalls 
hergerichtet werden kann. 

§ 5 

Dem Eigentümer kann an Stelle von Er- 
satzland eine sonstige seine Existenz sichernde 
Gegenleistung gewährt werden, wenn er infolge 
Alters oder sonstiger Umstände zur Sicherung 
seiner Existenz oder zur Erfüllung der ihm 
wesensgemäß obliegenden Aufgaben auf den 
Ertrag aus dem Grundstück angewiesen ist 
und er auf die Gewährung von Ersatzland 
verzichtet. 


§6 

(1) Sind infolge der Landbeschaffung zur 
Sicherung gegen Gefahren und Nachteile für 
die Nachbargrundstücke Vorkehrungen auf 
dem beschafften Land erforderlich, so hat sie 
derjenige durchzuführen, der das Land er- 
wirbt (Erwerber). Für Vorkehrungen außer- 
halb des beschafften Landes trägt der Erwer- 
ber die Kosten unter Berücksichtigung der 
Vorteile, die infolge der Vorkehrungen er- 
wachsen. 


eine sonstige Gegenleistung gewährt wer- 
den kann; 

b) ihm Ersatzland insbesondere dann gewährt 
werden kann, wenn er zur Sicherung sei- 
ner Existenz oder zur Erfüllung der ihm 
wesensgemäß obliegenden Aufgaben auf 
Ersatzland angewiesen ist und das Land 
zu angemessenen Bedingungen beschafft 
und erforderlichenfalls hergerichtet wer- 
den kann; 

c) ihm eine sonstige, seine Existenz sichernde 
Gegenleistung gewährt werden kann, 
wenn er infolge Alters oder sonstiger 
Umstände zur Sicherung seiner Existenz 
oder zur Erfüllung der ihm wesensgemäß 
obliegenden Aufgaben auf den Ertrag aus 
dem Grundstück angewiesen ist. 

§4 

entfällt hier 
siehe § 3 Buchstabe b 


§5 


entfällt hier 


siehe § 3 Buchstabe c 


§6 

(1) Sind durch die Verwendung des be- 
schafften Grundstückes zur Sicherung gegen 
Gefahren und Nachteile für die Nachbar- 
grundstücke Vorkehrungen auf dem beschaff- 
ten Grundstück erforderlich, so hat sie der- 
jenige durchzuführen, der das Grundstück 
erwirbt (Erwerber). Sind Vorkehrungen der 
in Satz 1 bezeichneten Art außerhalb des 
beschafften Grundstückes erforderlich, so hat 
sie der durch die Vorkehrung Begünstigte 
durchzuführen, sofern nicht gesetzlich ande- 
res bestimmt ist. Die Kosten, die aufgewandt 
werden müssen, um die für die Vorkehrun- 
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(2) Vorkehrungen im Sinne des Absatzes 
1 sind die Anlage, Veränderung oder Ver- 
legung von Wirtschaftswegen, Gräben, Vor- 
flutanlagen, Einfriedigungen und ähnlichen 
Anlagen sowie die Errichtung von Sicher- 
heitsvorrichtungen. 

(3) Die zuständige Behörde (§ 10) be- 
stimmt von Amts wegen oder auf Antrag 
eines Beteiligteny einer Gemeinde- oder 
Kreisverwaltungj welche Vorkehrungen zu 
treffen sind und in welchem Umfange der 
Erwerber die Kosten für Vorkehrungen! 
außerhalb des beschafften Landes zu tragen 
hat. Die zuständige Behörde überwacht fer- 
ntr die Durchführung der Vorkehrungen 
und regelt die Unterhaltung der Einrichtun- 
gen. 


§7 

(1) Stehen Verkehrs-, Fernmelde- oder 
Versorgungseinrichtungen und -anlagen so- 
wie Elnriclitungen und Anlagen der Abwas- 
serwirtschaft Infolge der Landbeschaffung 
nicht mehr zur Verfügung und Ist ihr Ersatz 
oder Ihre Umlegung erforderlich, so hat der 
Erwerber dem Träger der Aufgabe einen 
Beitrag zu den Kosten des Ersatzes oder der 
Umlegung zu leisten. Die zuständige Be- 
hörde (§ 10) setzt die Höhe dieses Beitrages 
fest. Bei der Festsetzung ist von den notwen- 
digen Kosten des Ersatzes oder der Um- 
legung unter Berücksichtigung von Arty Be- 
schaffenheit und Zustand der bisherigen Ein- 
richtungen und Anlagen auszugehen. Vorteile 
und Nachteile, die dem Träger der Aufgabe 
Im Zusammenhang mit dem Ersatz oder der 
Umlegung entstehen, sind angemessen auszu- 
gleichen. 

(2) Unbeschadet der Verpflichtungen des 
Erwerbers nach Landesrecht oder kommu- 
nalen Satzungen kann sich der Bund an son- 
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gen notwendigen Einrichtungen durdizufüh- 
ren und zu unterhalten, trägt der Erwerber 
unter Berücksichtigung der Vorteile, die dem 
Begünstigten infolge der Vorkehrung erwach- 
sen, die Kosten der Unterhaltung jedoch nur, 
soweit sie über den Umfang der bestehenden 
Verpflichtungen zur Unterhaltung der bis- 
herigen Anlage hinausgehen. 

(2) unverändert 


(3) Die zuständige Behörde (§ 10) be- 
stimmt von Amts wegen oder auf Antrag 
des Erwerbers, des durch die Vorkehrung Be- 
günstigten, einer Gemeinde oder eines Land- 
kreises, welche Vorkehrungen zu treffen sind, 
und regelt die Unterhaltung der notwendi- 
gen Einrichtungen, Sie bestimmt weiter, in 
welchem Umfange der Erwerber die Kosten 
der Vorkehrung außerhalb des beschafften 
Grundstückes und der Unterhaltung der Ein- 
richtungen zu tragen hat. Die zuständige Be- 
hörde überwacht, sofern nicht gesetzlich an- 
deres bestimmt ist, die Durchführung der 
Vorkehrungen und die Unterhaltung der 
Einrichtungen. 

§7 

(1) Stehen Verkehrs-, Fernmelde- oder 
Versorgungseinrichtungen und -anlagen so- 
wie Einrichtungen und Anlagen der Abwas- 
serwirtschaft infolge der Landbeschaffung 
nicht mehr zur Verfügung und Ist ihr Ersatz 
oder ihre Verlegung erforderlich, so hat der 
Erwerber dem Träger der Aufgabe die 
Kosten des Ersatzes oder der Verlegung zu 
erstatten. Vorteile und Nachteile, die dem 
Träger der Aufgabe im Zusammenhang mit 
dem Ersatz oder der Verlegung entstehen, 
sind angemessen auszugleichen. Die zustän- 
dige Behörde (§ 10) setzt die Höhe der 
Kosten fest. 


(2) unverändert 
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stigen Aufwendungen, die durch Vorkehrun- 
gen im öffentlichen Interesse entstehen, be- 
teiligen. 

§8 

Werden infolge von Landbeschaffungen 
Änderungen oder Neuordnungen von Ge- 
meinde-, Schul- oder Kirchenverhältnissen 
oder von Anlagen im öffentlichen Interesse 
erforderlich, so trägt der Erwerber zu den 
Leistungen und Kosten bei. Bei der Festset- 
zung des Beitrags sind die Nachteile und 
Vorteile zu berücksichtigen^ die den beteilig- 
ten öffentlich-rechtlichen Verbänden erwach- 
sen. § 6 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

§9 

Kommt eine Abfindung in Land in Be- 
tracht, kann ein gemeinnütziges Siedlungs- 
unternehmen im Sinne des Reichssiedlungs- 
gesetzes mit der Beschaffung des Ersatzlan- 
des beauftragt werden. 

§10 

Die nach §§ 6 bis 8 zuständige Behörde 
wird im Benehmen mit dem zuständigen 
Bundesminister von den Landesregierungen 
bestimmt. 

§ 11 

Für die Fälle der §§ 2 bis 9 gelten die §§ 54 
und 62 sinngemäß. 


ZWEITER TEIL 

Enteignung 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 
§12 

Die Enteignung ist zulässig, wenn das Land 
im Wege des freihändigen Erwerbs nicht be- 
schafft werden konnte. 
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§8 

Werden infolge von Landbeschaffungen 
Änderungen oder Neuordnungen von Ge- 
meinde-, Schul- oder Kirchenverhältnissen 
oder von Anlagen im öffentlichen Interesse 
erforderlich, so trägt der Erwerber insoweit 
die Kosten, als die den öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
entstehenden Lasten und Nachteile nicht 
durch Vorteile ausgeglichen werden. § 6 
Abs. 3 gilt sinngemäß. 

§9 

Kommt eine Abfindung in Land in Be- 
tracht, können die in den Ländern tätigen ge- 
meinnützigen Siedlungsunternehmen imiSinne 
des Reichssiedlungsgesetzes mit der Beschaf- 
fung des Ersatzlandes und der Durchführung 
der Umsiedlung beauftragt werden. 

§10 

unverändert 


§11 

(1) Werden Grundstücke beschafft, um dem 
Eigentümer Ersatzland zu gewähren (§ 3), 
SO gilt § 54 entsprechend. 

(2) Wird das benötigte Grundstück frei- 
händig erworben, so gilt für den Erwerb des 
Ersatzlandes durch den, der das Grundstück 
veräußert hat, § 62 entsprechend. 


ZWEITER TEIL 

Enteignung 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 
§ 12 

Für die in § 1 bezeichneten Zwecke ist die 
Enteignung zulässig. 
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§13 

Den Antrag auf Einleitung des Enteig- 
nungsverfahrens stellt der zuständige Bun- 
desminister oder die von ihm bestimmte 
Bundesbehörde bei der zuständigen Enteig- 
nungsbehörde der Länder (§ 28), die die Ent- 
eignungsverfahren nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes durchführen. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Gegenstand der Enteignung 
§14 

(1) Durch Entziehung kann das Eigentum 
an Grundstücken oder Grundstücksteilen 
einschließlich des dem Eigentümer gehörigen 
Zubehörs entzogen werden. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
§ 13 

(1) Den Antrag auf Einleitung des Ent- 
eignungsverfahrens stellt namens des Bundes 
der zuständige Bundesminister oder die von 
ihm bestimmte Bundesbehörde bei der zu- 
ständigen Enteignungsbehörde der Länder 
(§ 28h die Enteignungsverfahren nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes durchführen. 

(2) Der Antrag soll erst gestellt werden, 
wenn 

a) andere geeignete Grundstücke im Wege 
des freihändigen Erwerbs nicht beschafft 
werden konnten, 

b) Grundstücke, die für das beabsichtigte 
Vorhaben geeignet sind, im Eigentum von 
Bund, Ländern und sonstigen Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts und 
ihnen gleichzustellenden juristischen Per- 
sonen nicht vorhanden sind, 

c) die Verhandlung mit dem Betroffenen 
über den freihändigen Erwerb des in An- 
sprudi genommenen Grundstückes auch 
unter Beachtung der Vorschriften des § 3 
nicht zum Ziele geführt hat. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Gegenstand der Enteignung 
§ 14 

(1) Durch Enteignung 

a) kann Eigentum an Grundstücken oder 
Grundstückstcilcn einschließlich des dem 
Eigentümer gehörigen Zubehörs ent- 
zogen oder belastet v/erden, 

b) können andere Rechte an Grundstücken 
sowie Rechte, die zum Erwerb, zum Be- 
sitz oder zur Nutzung von Grundstük- 
ken berechtigen oder die Benutzung von 
Grundstücken beschränken, entzogen 
werden. 

Grundstücksgleiche Rechte stehen dem Eigen- 
tum an Grundstücken gleich. Teile des Zube- 
hörs sind auf Antrag des Eigentümers von 
der Enteignung auszunehmen, wenn ihre 
Enteignung zu einer unbilligen Härte für den 
Eigentümer führen würde und sie für die in 
§ 1 angeführten Zwecke nicht dringend be- 
nötigt werden oder sie anderweitig beschafft 
werden können. 
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(2) Die Enteignung des Eigentums an 
Grundstücken ist nur zulässig, wenn der er- 
strebte Zweck nicht schon dadurch erreicht 
werden kann, daß Rechte an Grundstücken 
sowie Rechte, die zum Erwerb, zum Besitz 
oder zur Nutzung von Grundstücken berech- 
tigen oder die Benutzung von Grundstücken 
beschränken, entzogen oder beschränkt oder 
Rechte an Grundstücken begründet werden. 

§15 

(1) Wenn ein Recht an einem Grundstück 
begründet werden soll und die Begründung 
dieses Rechts für den Eigentümer unbillig ist, 
so ist er berechtigt, statt dessen die Entzie- 
hung des Eigentums an dem Grundstück zu 
verlangen. 

(2) Wenn ein räumlich oder wirtschaftlich 
zusammenhängender Grundbesitz nur zu 
einem Teil enteignet werden soll, und der 
Restbesitz nicht mehr entsprechend seiner 
bisherigen Bestimmung verwendet oder ge- 
nutzt werden kann, so ist der Eigentümer 
berechtigt, die Ausdehnung der Enteignung 
auch auf den Restbesitz zu verlangen. 

§16 

Zubehör, das nicht dem Grundstücks- 
eigentümer gehört, kann enteignet werden, 
wenn ein Grundstück zur Entschädigung in 
Land oder zur Verlegung von Betrieben ent- 
eignet wird, und der Eigentümer das Zube- 
hör entbehren kann. 


§17 

Zur Entschädigung in Land (§ 1 Abs. 1 
Nr. 3) oder zur Unterbringung von Perso- 
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(2) Die Entziehung des Eigentums an 
Grundstücken ist nur zulässig, wenn der er- 
strebte Zweck nicht schon durch Eingriffe 
nach Absatz 1 Buchstabe b oder durch eine 
Belastung des Grundstücks erreicht werden 
kann. 


§ 16 

Zubehör, das nicht dem Grundstückseigen- 
tümer gehört, kann enteignet werden, wenn 
ein Grundstück zur Entschädigung in Land 
oder zur Verlegung von Betrieben enteignet 
wird und der Eigentümer das Zubehör ent- 
behren kann. § 14 Abs. 1 Satz 3 gilt ent- 
sprechend. 

§ 16 a 

Zur Entschädigung in Land (§ 1 Abs. 1 
Nr. 3) oder zur Unterbringung von Perso- 
nen, Betrieben und öffentlichen Einrichtun- 
gen (§ 1 Abs. 1 Nr. 5) soll, unbeschadet der 
Vorschriften in § 17, in erster Linie zurück- 
gegriffen werden auf den Grundbesitz der 
Körperschaften des öffentlichen Rechts 
(Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindever- 
bände usw.) sowie der Stiftungen und son- 
stigen zweckgebundenen Vermögen mit 
und ohne Rechtspersönlichkeit, die der Auf- 
sicht des Bundes oder der Länder unterlie- 
gen oder ihrer Verwaltung unterstehen. 

§ 17 

Zur Entschädigung in Land (§ 1 Abs. 1 
Nr. 3) oder zur Unterbringung von Per- 
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nen, Betrieben und öffentlichen Einrichtun- 
gen (§ 1 Abs. 1 Nr. 5) dürfen nicht enteignet 
werden 

1. a) Grundstücke, die unmittelbar öffent- 
lichen Zwecken oder der Wohlfahrts- 
pflege, dem Unterricht, der Kranken- 
und Gesundheitspflege, der Erziehung 
und der Körperertüchtigung dienen 
oder zu dienen bestimmt sind; 


b) Grundstücke, deren Ertrag ausschließ- 
lich der Erfüllung der Aufgaben der 
Kirchen und anderen Religionsge- 
memschaften des öffentlichen Rechts 
sowie deren Einrichtungen dient oder 
zu dienen bestimmt ist; 

c) Grundstücke von Betrieben des 
öffentlichen Verkehrs und der öffent- 
lichen Versorgung mit Elektrizität, 
Gas und Wasser, Grundstücke mit 
Wassergewinnungsanlagen für die 
öffentliche Versorgung mit Wasser, 
Grundstücke mit Anlagen der Abwas- 
serwirtschaft und Grundstücke im 
Bereich von Wasserschutzgebieten; 
dies gilt auch bei Enteignungen zu 
Zwecken des § 1 Abs. 1 Nr. 4; 

2. Landwirtschaftliche Grundstücke natür- 
licher Personen, die von diesen oder ihren 
Ehegatten oder V erwandten in gerader 
Linie oder bis zum dritten Grad der Seiten- 
linie bewirtschaftet werden, soweit der 
Betrieb zu seiner wirtschaftlichen Fort- 
führung auf diese Grundstücke angewiesen 
ist; 

3. Grundstücke, die im Wege der Pacht 
oder eines ähnlichen Nutzungsverhält- 
nisses an Vertriebene oder Sowjetzonen- 
flüchtlinge übergeben worden sind; 


4. sonstige Grundstücke, wenn der Eigen- 
tümer des zu enteignenden Grundstücks 
mit seiner Berufs- oder Erwerbstätigkeit 
auf das Grundstück angewiesen ist. 
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sonen, Betrieben und öffentlichen Einrich- 
tungen (§ 1 Abs. 1 Nr. 5) dürfen nicht ent- 
eignet werden 

1. a) Grundstücke, die unmittelbar öffent- 
lichen Zwecken oder der Wohlfahrts- 
pflege, dem Unterricht, der Forschung, 
der Kranken- und Gesundheitspflege, 
der Erziehung und der KÖrpercrtüch- 
tigung dienen oder zu dienen bestimmt 
oder unter Denkmals- oder Natur- 
schutz gestellt sind; 

aj) Grundstücke der Gemeinden, die zur 
Sicherung der Durchführung der Bau- 
lei tplanung erforderlich sind; 

b) Grundstücke, deren Ertrag ausschließ- 
lidi der Erfüllung der Aufgaben der 
Kirchen und anderen Religionsge- 
sellschaften des öffentlichen Rechts 
sowie deren Einrichtungen dient oder 
zu dienen bestimmt ist; 

c) unverändert 


2. Grundstücke eines bäuerlichen Betriebes, 

soweit der Betrieb zu seiner wirtscliaft- 
lichen Fortführung auf die Grundstücke 
angewiesen ist; 


3 . Grundstücke, die im Wege der Pacht oder 
eines ähnlichen Nutzungsverhältnisses an 
Vertriebene oder Sowjetzonenflüchtlinge 

oder an Familienbetriebe zur Sicherung 
ihrer wirtschaftlichen Existenz übergeben 
worden sind; 

4. Grundstücke, auf die der Eigentümer mit 
seiner Berufs- oder Erwerbstätigkeit ange- 
wiesen ist. 
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DRITTER ABSCHNITT 
Enteignungsentschädigung 

1. Entschädigung für die 
Enteignung 

§18 

(1) Die Entschädigung ist unter gerechter 
Abwägung der Interessen der Allgemeinheit 
und der Beteiligten festzusetzen. Sie wird ge- 
währt für 

1. den durch die Enteignung eintretenden 
Rechtsverlust (§ 19), 

2. andere durch die Enteignung eintretende 
Vermögensnachteile (§ 20). 

(2) Entschädigung kann verlangen, wer in 
seinem Recht durch die Enteignung beein- 
trächtigt wird. Vermögensvorteile, die dem 
Entschädigungsberechtigten infolge der Ent- 
eignung entstehen, sind bei der Festsetzung 
der Entschädigung zu berücksichtigen. 

(3) Für die Bemessung der Entschädigung 
ist der Zustand des Grundstücks in dem 
Zeitpunkt maßgebend, In dem der Enteig- 
nungsbeschluß (§ 47 Abs. 1) erlassen wird. In 
den Fällen der vorzeitigen Besitzeinweisung 
ist der Zustand in dem Zeitpunkt maßge- 
bend, in dem sie wirksam wird ('S 38 Abs. 1 
Satz 2). 

(4) Geldentschädigungen außer wieder- 
kehrenden Leistungen sind von dem in Ab- 
satz 3 bezeichneten Zeitpunkt an mit dem 
für zuletzt ausgegebene Hypothekenpfand- 
briefe auf dem Kapitalmarkt üblichen Nomi- 
nalzinsfuß zu verzinsen. 

§19 

(1) Die Entschädigung für den durch die 
Enteignung eintretenden Rechtsverlust be- 
mlßt sich nach dem gemeinen Wert des ent- 
eigneten Grundstückes oder sonstigen Gegen- 
standes der Enteignung. 

(2) Eine Entschädigung für Bauwerke, 
deren entschädigungsloser Abbruch nach dem 
jeweils geltenden Recht gefordert werden 
kann, ist nur zu gewähren, wenn es aus 
Gründen der Billigkeit geboten ist. Ist bei 
befristet zugelassenen Bauwerken, deren Ab- 
bruch nach Ablauf der Frist verlangt werden 
kann, die Frist noch nicht abgelaufen, so ist 
die Entschädigung für das Bauwerk nach dem 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

DRITTER ABSCHNITT 

Enteignungsentschädigung 

1. Entschädigung für die 
Enteignung 

§ 18 

(1) Die Entschädigung wird gewährt für 


1. unverändert 

2. u n V e r ä n d e r t 

(2) Entschädigung kann verlangen, wer in 
seinem Recht durch die Enteignung beein- 
trächtigt wird (Entschädigungsbereditigter). 
Vermögensvorteile, die dem Entschädigungs- 
berechtigten infolge der Enteignung ent- 
stehen, sind bei der Festsetzung der Entschä- 
digung zu berücksichtigen. 

(3) Für die Bemessung der Entschädigung 
ist der Zustand des Grundstückes in dem Zeit- 
punkt maßgebend. In dem der Enteignungs- 
beschluß (§ 47 Abs. 1) erlassen wird. In den 
Fällen der vorzeitigen Besitzeinweisung ist 
der Zustand ln dem Zeitpunkt maßgebend, 
In dem sie wirksam wird (§ 39 Abs. 1 Nr. 5). 

(4) unverändert 


§ 19 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Beschlüsse des 8. Ausschusses 


Verhältnis der restlldien Frist zu der gesam- 
ten Frist zu bemessen. 

(3) Wird der Wert des Eigentums an dem 
Grundstück durdi Rechte Dritter gemindert, 
die aufrechterhalten oder die gesondert ent- 
sdiädigt werden, so ist dies bei der Festset- 
zung der Entschädigung für das Eigentum 
an dem Grundstück zu berücksichtigen. 

(4) Die Preisvorschriften bleiben unberührt. 


§20 

Wegen anderer durch die Enteignung ein- 
tretender Vermögensnaditeile sind Entschä- 
digungen insbesondere festzusetzen für 


1. den vorübergehenden oder dauernden 
Verlust, den der von der Enteignung Be- 
troffene in seinem Erwerb erleidet, je- 
doch nur bis zu dem Betrag des Auf- 
wands, der erforderlich ist, um ein ande- 
res Grundstück in der gleichen Weise wie 
das zu enteignende Grundstück zu nut- 
zen oder zu gebrauchen, 

2. die Wertminderung, die durch Enteig- 
nung eines Grundstücksteiles oder eines 
Teiles eines räumlich oder wirtschaftlich 
zusammenhängenden Grundbesitzes bei 
dem anderen Teil oder durch Enteignung 
eines Rechts an einem Grundstück bei 
einem anderen Grundstück entsteht, so- 
weit die Wertminderung nicht schon bei 
der Festsetzung der Entschädigung nach 
Nummer 1 berücksichtigt ist. 

§21 

(1) Ist das Eigentum an einem Grundstück 
Gegenstand der Enteignung, so entscheidet 
die Enteignungsbehörde darüber, ob an dem 
Grundstück bestehende dingliche Rechte und 
Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung 
des Grundstückes berechtigen oder die Benut- 
zung des Grundstückes beschränken, aufrecht- 
erhalten werden. Rechte, die zum Erwerb 
des Grundstückes berechtigen, werden nicht 
aufrechterhalten. 

(2) Soweit Rechte der in Absatz 1 genann- 
ten Art nicht aufrechterhalten werden, sind 
gesondert zu entschädigen 

1. Altenteilsberechtigte sowie die Inhal:)er 
von Dienstbarkeiten, 


(3) unverändert 


(4) Die bisherigen Preisvorschriften finden 
für dieses Gesetz keine Anwendung. 

§ 20 

Wegen anderer durdi die Enteignung ein- 
tretender Vermögensnachtelle sind die Ent- 
schädigungen unter gerechter Abwägung der 
Interessen der Allgemeinheit und der Betei- 
ligten fest zusetzen, Insbesondere für 

1 . u 11 v c r ä n d e r t 


2. unverändert 


§ 21 

(1) unverändert 


(2) Soweit Rechte der In Absatz 1 genann- 
ten Art erlöschen, sind gesondert zu entschä- 
digen 

1. unverändert 
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2. Inhaber von persönlichen Rechten, die 
zum Besitz oder zur Nutzung des 
Grundstückes berechtigen, wenn der Be- 
rechtigte im Besitz des Grundstücks Ist. 

(3) Bei der Enteignung eines Grundstückes 
haben Entschädigungsberechtigte, die nicht 
gesondert entschädigt werden, Anspruch auf 
Ersatz des Wertes ihres Rechtes aus der Geld- 
entschädigung für das Eigentum an dem 
Grundstück, soweit sich ihr Recht auf die- 
ses erstreckt. Das gilt entsprechend für die 
Geldentschädigungen, die für den durch die 
Enteignung eintretenden Rechtsverlust in 
anderen Fällen oder für Wertminderungen 
des Restbesitzes nach § 20 Nr. 2 festgesetzt 
werden. 

§22 

Die Entschädigung wird in Geld festge- 
setzt, soweit nidit nach den §§ 23 und 24 
eine Entschädigung In Land gewährt wird. 


§23 

(1) Ist das Eigentum an einem Grundstück 
Gegenstand der Enteignung, so kann die 
Entschädigung auf Antrag des Eigentümers 
ganz oder teilweise in Land festgesetzt wer- 
den, wenn die Enteignungsbehörde nach 
pflichtgemäßem Ermessen feststellt, daß der 
Eigentümer zur Sicherung seiner Existenz 
oder zur Erfüllung der ihm wesensgemäß ob- 
liegenden Aufgaben auf Ersatzland angewie- 
sen ist und das Land zu angemessenen Be- 
dingungen beschafft und erforderlichenfalls 
hergerichtet werden kann. 

(2) Wird durch die Enteignung einem 
landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten 
Familienbetrieb die Existenzgrundlage ent- 
zogen, so muß auf Antrag des Eigentümers 
Entschädigung in Land gewährt werden, 
wenn es zu angemessenen Bedingungen be- 
schafft werden kann. Dies gilt auch dann, 
wenn der Familienbetrieb ganz oder teil- 
weise vorübergehend verpachtet Ist; In die- 
sem Falle ist dem Antrag nur stattzugeben, 
wenn der Eigentümer den Pachtvertrag mit 
dem Pächter an dem Ersatzland fortsetzt. 


(3) Die Bedingungen für die Beschaffung 
von Ersatzland sind angemessen, wenn die 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
2. unverändert 


(3) unverändert 


§ 22 

Die Entschädigung wird in Geld festge- 
setzt, soweit nicht nach den §§ 23 und 24 
eine Entschädigung in Land oder nach § 25 a 
als Naturalwertrente gewährt wird. 

§ 23 

(1) unverändert 


(2) Wird durch die Enteignung einem 
landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutz- 
ten Familienbetrieb die Existenzgrundlage 
entzogen, so muß auf Antrag des Eigen- 
tümers Entschädigung in Land gewährt wer- 
den, wenn es zu angemessenen Bedingungen 
beschafft werden kann. Dies gilt auch dann, 
wenn der Familienbetrieb ganz oder teil- 
weise vorübergehend verpachtet ist; in die- 
sem Falle ist dem Antrag nur stattzugeben, 
wenn der Eigentümer das Pachtverhältnis an 
dem Ersatzland fortsetzt oder dem Pächter 
die Fortsetzung zu angemessenen Bedingun- 
gen angeboten hat. 

(3) Die Bedingungen für die Beschaffung 
von Ersatzland sind angemessen, wenn die 
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Kosten der Beschaffung und einer etwa er- 
forderlichen Herrichtung des Ersatzlandes in 
einem wirtschaftlich vertretbaren Verhältnis 
2 H dem Wert des 2 U enteignenden Grund- 
stücks stehen. Die Herrichtung des Ersatz- 
landes ist erforderlich, wenn und soweit ohne 
die Herrichtung der Zweck der Entschädi- 
gung in Land nicht erreicht werden würde. 

§24 

(1) Wird die Entschädigung In Land fest- 
gesetzt, so sollen die Inhaber der dinglichen 
Rechte ganz oder teilweise durch Begrün- 
dung gleicher Rechte an dem Ersatzland ent- 
schädigt werden. Soweit dieser Erfolg nicht 
erreicht werden kann, ist eine gesonderte 
Entschädigung in Geld festzusetzen; das gilt 
für die In § 21 Abs. 3 bezeichneten Berech- 
tigten nur, soweit ihre Rechte nicht durdi 
eine dem Eigentümer gemäß § 25 zu gewäh- 
rende zusätzliche Geldentschädigung gedeckt 
werden. 

(2) Altenteilsrechte sind in dem bisheri- 
gen Umfang an dem Ersatzland zu begrün- 
den. Soweit die Begründung nicht möglich 
oder dem Berechtigten oder Verpflichteten 
nicht zumutbar ist, ist eine gesonderte Ent- 
schädigung in Geld festzusetzen. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für persön- 
liche, zum Besitz oder zur Nutzung berech- 
tigende Rechte von Kriegsopfern, Vertriebe- 
nen, Sowjetzonenflüchtlingen, Kriegssachge- 
schädigten, Evakuierten oder Heimkehrern, 
sofern die Rechtsinhaber Im Besitz des 
Grundstücks sind. 

§25 

Hat das Ersatzland einen geringeren Wert 
als das zu enteignende Grundstück, so Ist zu- 
sätzlich eine dem Wertunterschied entspre- 
chende Geldentschädigung festzusetzen. Hat 
das Ersatzland einen höheren Wert als das zu 
enteignende Grundstück, so ist zu bestim- 
men, daß der Entschädlgungsbereditigte 
eine dem Wertunterschied entsprechende 
Ausgleichszahlung zu leisten hat. Auch die 
zusätzlich festzusetzende Geldentschädigung 
und die Ausgleichszahlung sind unter sinnge- 
mäßer Anwendung der §§18 bis 20 zu be- 
messen. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Kosten der Beschaffung und einer etwa er- 
forderlichen Herrichtung des Ersatzlandes 
volkswirtsdiaftlich vertretbar sind. Die Her- 
richtung des Ersatzlandes Ist erforderlich, 
wenn und soweit ohne die Herrichtung der 
Zweck der Entschädigung in Land nicht er- 
reicht werden würde. 


§24 

(1) unverändert 


(2) Altenteilsrechte sind in dem bisheri- 
gen Umfang an dem Ersatzland zu begrün- 
den. Soweit die Begründung nicht möglich 
oder dem Berechtigten oder Verpflichteten 
nicht zumutbar ist, ist eine gesonderte Ent- 
schädigung in Geld oder eine Naturalwert- 
rente festzusetzen. 

(3) unverändert 
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2. Entschädigung und Beiträge 
für Folgen der Enteignung 

§ 26 

Die §§ 6 bis 8 gelten sinngemäß. An 
Stelle der nach § 10 zu bestimmenden Be- 
hörde ist die Enteignungsbehörde zuständig, 
soweit das Land nichts anderes bestimmt. 


§27 

Wird die Entschädigung in Land gewährt, 
so kann der Antragsteller verpflichtet wer- 
den, die Grundstücke, die als Ersatzland vor- 
gesehen sind, in bestimmter Weise herzurich- 
ten. Die Verpflichtung kann durch besonde- 
ren Beschluß der Enteignungsbehörde oder 
im Teil A des Enteignungsbesdilusses (§ 47 
Abs. 3 Nr. 4) ausgesprochen werden. 

VIERTER ABSCHNITT 
Enteignungs- und Entschädigungsverfahren 

1. Enteignungsbehörde und 
Beteiligte 

§28 

(1) Enteignungsbehörde ist die nach Lan- 
desrecht zuständige Behörde. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
§ 25 a 

(1) An Stelle des nach § 23 Abs. 2 Satz 1 
zu gewährenden Ersatzlandes kann der 
Entsdiädigungsberechtigte, soweit dadurch 
Rechte Dritter nicht beeinträchtigt werden, 
eine ablösbare Naturalwertrente verlangen, 
wenn er wegen Alters oder Erwerbsunfähig- 
keit auf die Gewährung von Ersatzland ver- 
zichtet. Bei der Bemessung der Rentenbe- 
träge ist unter sinngemäßer Anwendung des 
§ 16 des Bewertungsgesetzes in der Fassung 
des Gesetzes zur Bewertung des Vermögens 
für die Kalenderjahre 1949 bis 1951 vom 
16. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 22) von 
dem Betrag auszugehen, der sich ergeben 
würde, wenn die Entschädigung in einer 
Kapitalsumme zu leisten wäre. 

(2) Die Festsetzung der Naturalwertrente 
bedarf der Genehmigung nach § 3 Satz 2 des 
Währungsgesetzes. 

2. Entschädigung und Kosten 
für Folgen der Enteignung 

§26 

Für die Entschädigung und die Kosten für 
Folgen der Enteignung gelten die §§ 6 bis 8 
sinngemäß. An Stelle der nach § 10 zu be- 
stimmenden Behörde ist die Enteignungsbe- 
hörde zuständig, soweit die Landesregierung 
nichts anderes bestimmt. 

§27 

Wird die Entschädigung in Land gewährt, 
so kann der Bund verpflichtet werden, die 
Grundstücke, die als Ersatzland vorgesehen 
sind, in bestimmter Weise herzurichten. Die 
Verpflichtung kann durch besonderen Be- 
schluß der Enteignungsbehörde oder im 
Teil A des Enteignungsbeschlusses (§ 47 
Abs. 3 Nr. 4) ausgesprochen werden. 

VIERTER ABSCHNITT 

Enteignungs- und Entschädigungsverfahren 

1. Enteignungsbehörde und 
Beteiligte 

§28 

(1) Die Enteignungsbehörde wird von der 
Landesregierung bestimmt. 
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(2) örtlich zuständig ist die Enteignungs- 
behörde, In deren Bezirk das von der Ent- 
eignung betroffene Grundstück liegt oder 
das zu enteignende Recht ausgeübt wird. 
Wenn das Grundstück in dem Bezirk meh- 
rerer Enteignungsbehörden liegt, bestimmt 
die gemeinsam übergeordnete Landesbehörde 
die örtlich zuständige Enteignungsbehörde. 

(3) Die Bundesregierung kann den Ent- 
cignungsbehörden in dringenden Fallen Ein- 
zelweisungen erteilen, wenn und soweit diese 
notwendig sind, um die reibungslose Durch- 
führung wichtiger Landbeschaffungen sicher- 
zustellen. 

§29 

(1) Am Enteignungsverfahren beteiligt 
sind 

1. der Antragsteller; 

2. der Eigentümer und diejenigen, für 
welche ein Recht an dem von der Ent- 
eignung betroffenen Grundstück oder an 
einem das Grundstück belastenden Recht 
im Grundbuch eingetragen oder durch 
Eintragung gesichert ist, oder deren 
Rechtsnachfolger; 

3. Inhaber eines nicht Im Grundbuch einge- 
tragenen Rechts an dem von der Enteig- 
nung betroffenen Grundstück oder an 
einem das Grundstück belastenden Recht, 
eines Anspruchs mit dem Recht auf Be- 
friedigung aus diesem Grundstück oder 
eines pcrsönlidien Rechts, das zum Besitz 
oder zur Nutzung dieses Grundstückes be- 
rechtigt oder die Benutzung dieses Grund- 
stückes beschränkt. 

(2) Die in Absatz 1 Nummer 3 bezelchne- 
ten Personen werden in dem Zeitpunkt Be- 
teiligte, In dem die Anmeldung ihres Rechts 
der Enteignungsbehörde zugeht (§ 32 Abs. 3 
Satz 3). Die Anmeldung kann spätestens ln 
der letzten mündlichen Verhandlung mit den 
Beteiligten erfolgen. 

(3) Bestehen Zweifel an einem angemelde- 
ten Recht, so ist dem Anmeldenden unver- 
züglich eine Frist zur Glaubhaftmachung sei- 
nes Rechts zu setzen. Nach fruchtlosem Ab- 
lauf der Frist ist er nicht mehr zu beteiligen. 

(4) Der im Grundbuch eingetragene Gläu- 
biger einer Flypothek, Grundschuld oder 
Rentenschuld, für die ein Brief erteilt ist, hat 
auf Verlangen der Enteignungsbehörde eine 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) Die Bundesregierung kann in dringen- 
den Fällen Einzelweisungen erteilen, wenn 
und soweit diese notwendig sind, um die rei- 
bungslose Durchführung einzelner wichtiger 
Landbeschaffungen sldierzustellen. 

§29 

(1) Am Enteignungsverfahren beteiligt 
sind 

1. der Bund; 

2. unverändert 


3. unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Erklärung darüber abzugeben, ob diese 
Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld 
auf einen anderen übertragen worden ist. 

§ 30 

(1) Das Verfahren vor der Enteignungsbe- 
hörde ist gebührenfrei. 

(2) Geschäfte und Verhandlungen, die der 
Durchführung der Enteignung dienen, ein- 
schließlich der Berichtigung der öffentlichen 
Bücher, sind frei von Gebühren, Steuern, 
Kosten und Abgaben; hiervon unberührt 
bleiben Regelungen hinsichtlich der Steuern 
mit örtlich bedingtem Wirkungskreis, ins- 
besondere der Grunderwerbsteuer und der 
W er t2uw achssteuer, sowie hinsichtlich der Ge- 
bühren, Kosten und Abgaben, die auf landes- 
rechtlichen Vorschriften beruhen. 

(3) Die Gebühren-, Steuer-, Kosten- und 
Abgabenfreiheit ist von der zuständigen Be- 
hörde ohne Nachprüfung anzuerkennen, wenn 
die Enteignungsbehörde bestätigt, daß ein 
Geschäft oder eine V erhandlung der Durch- 
führung der Enteignung dient. 

§ 31 

(1) Die Beauftragten der Enteignungsbe- 
hörde sind befugt, Grundstücke, die für die 
Enteignung nach diesem Gesetz in Betracht 
kommen, zu betreten und zu vermessen so- 
wie auf den Grundstücken sonstige Vorarbei- 
ten vorzunehmen, die für die Entscheidung 
über die Eignung des Geländes notwendig 
sind. Der Eigentümer und der Nutzungsbe- 
rechtigte sind tunlichst vorher zu benach- 
richtigen. Soweit durch die Tätigkeit im 
Rahmen des Satzes 1 Schaden entstehen, ist der 
Betroffene von dem Antragsteller, in des- 
sen Interesse die Enteignungsbehörde tätig ge- 
worden ist, unverzüglich zu entschädigen. 
Kommt eine Einigung über Art und Höhe 
der Entschädigung nicht zustande, so setzt 
die Enteignungsbehörde diese Entschädigung 
fest. 


(2) Wegen der Höhe der Entschädigung 
ist der Rechtsweg vor den Zivilgerichten ge- 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§30 

entfällt hier 
siehe § 65b 


§31 

(1) Die Beauftragten der für die Planung, 
den Landerwerb und die Enteignung zustän- 
digen Behörden sind befugt, Grundstücke, 
mit Ausnahme von auf diesen Grundstücken 
belegenen Wohnungen, die für die Enteig- 
nung nach diesem Gesetz In Betracht kom- 
men, zu betreten und zu vermessen sowie auf 
den Grundstücken sonstige Vorarbeiten vor- 
zunehmen, die für die Entscheidung über die 
Eignung des Geländes notwendig sind. Der 
Eigentümer und der Nutzungsberechtigte 
sind vorher zu benachrichtigen; dies gilt 
nicht, wenn bei ihnen die Voraussetzungen 
für die öffentliche Zustellung vorliegen (§15 
Abs. 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
vom 3. Juli 1952 — Bundesgesetzbl. I S. 379). 
Soweit durch die Tätigkeit im Rahmen des 
Satzes 1 Schäden entstehen, ist der Betroffene 
vom Bund unverzüglich zu entschädigen. 
Kommt eine Einigung über Art und Höhe 
der Entschädigung nicht zustande, so setzt 
die Enteignungsbehörde diese Entschädigung 
fest. 

(2) Wegen der Entschädigung Ist der 
Rechtsweg vor den Zivilgerichten gegeben. 
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geben. Die Klage Ist vor Ablauf eines Mo- 
nats seit Zustellung der Entscheidung der 
Enteignungsbehörde an den Kläger zu erhe- 
ben. § 48 Abs. 1 Satz 3, § 57 Abs. 3, § 59 
Abs. 2 Satz 3 und § 60 sind sinngemäß an- 
zuwenden. 

2. Planprüfung 
§ 32 

(1) Die Enteignungsbehörde stellt einen 
Plan auf, aus dem die Grundstücke ersichtlich 
sind, die von der Enteignung betroffen wer- 
den. 

(2) Ein Auszug des Plans nebst einem Ver- 
zeichnis, in dem die von der Enteignung be- 
troffenen Grundstücke nach ihrer grund- 
buchmäßigen, katastermäßigen oder sonst 
üblichen Bezeichnung unter Angabe des 
Namens und des Wohnorts des Eigentümers, 
soweit diese aus dem Grundbudi ersicht- 
lich oder der Enteignungsbehörde bekannt 
sind, aufgeführt sind. Ist in der betreffenden 
Gemeinde vier Wochen öffentlich auszulegen. 
Die Enteignungsbehörde kann die Ausle- 

• gungsfrist verlängern. 

(3) Zeit, Dauer und Ort der öffentlichen 
Auslegung sind vorher y soweit sie nicht durch 
die Gemeinde ortsüblich he]s. 2 innlge macht 
werden, durch die Enteignungsbehörde in 
der Tagespresse des zuständigen Ortes be- 
kanntzumachen. Die der Enteignungsbehörde 
bekannten Beteiligten sind besonders zu be- 
nachrichtigen. In der Bekanntmachung sind 
die Beteiligten, die nicht aus dem Grundbuch 
ersichtlich sind (§ 29 Abs. 1 Nr. 3), aufzufor- 
dern, ihre Rechte bei der Enteignungsbe- 
hörde anzumelden. 


(4) Während der Auslegungsfrist kann 
jeder Beteiligte Einwendungen gegen den 
Plan und Anträge nach § 26 in Verbindung 
mit § 6 Abs. 3 bei der Gemeinde schriftlich 
einreichen oder zur Niederschrift geben. 

(5) Die Enteignungsbehörde teilt dem 
Grundbuchamt, in dessen Bezirk die von 
dem Plan betroffenen Grundstücke liegen, 
den Zeitpunkt des Beginns der öffentlichen 
Auslegung des Plans mit. Das Grundbuch- 
amt hat die Enteignungsbehörde von allen 
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Die Klage Ist binnen zweier Monate seit Zu- 
stellung der Entscheidung der Enteignungs- 
behörde an den Kläger zu erheben. § 48 
Abs. 1 Satz 3, § 57 Abs. 3, § 58, § 59 Abs. 3, 
§ 60 und § 60 a Satz 3 sind sinngemäß anzu- 
wenden. 

2. Planprüfung 
§32 

(1) unverändert 


(2) Ein Auszug des Plans nebst einem Ver- 
zeichnis, in dem die von der Enteignung be- 
troffenen Grundstücke nach Ihrer grundbuch- 
mäßigen, katastermäßigen oder sonst üb- 
lichen Bezeichnung unter Angabe des Namens 
und des Wohnorts des Eigentümers, soweit 
diese aus dem Grundbuch ersichtlich oder der 
Enteignungsbehörde bekannt sind, aufge- 
führt sind. Ist in der betreffenden Gemeinde 
einen Monat öffentlich auszulegen. Die Ent- 
eignungsbehörde kann die Auslegungsfrist 
verlängern. 

(3) Zeit, Dauer und Ort der öffentlichen 
Auslegung sind den Beteiligten mitzuteilen, 
es sei denn, daß bei ihnen die Voraussetzun- 
gen für die öffentliche Zustellung vorliegen 
(§ 15 Abs. 1 des Verwaltungszustellungsgeset- 
zes vom 3. Juli 1952 — Bundesgesetzbl. I 
S. 379). Diese Tatsachen sind außerdem vor- 
her, soweit sie nicht durch die Gemeinde orts- 
üblich bekanntgegeben werden, durch die 
Enteignungsbehörde in den Zeitungen be- 
kanntzumachen, die in den für die Grund- 
stücke zuständigen Orten verbreitet sind. In 
der Bekanntmachung sind die Beteiligten, die 
nicht aus dem Grundbuch erslchtlidi sind 
(§ 29 Abs. 1 Nr. 3), aufzufordern, ihre Redite 
bei der Entelgnungsbehördc anzumelden. 

(4) unverändert 


(5) Die Enteignungsbehörde teilt dem 
Grundbuchamt, in dessen Bezirk die von dem 
Plan betroffenen Grundstücke liegen, zu de- 
ren Grundakten den Zeitpunkt des Beginns 
der öffentlichen Auslegung des Plans mit. Das 
Grundbuchamt hat die Enteignungsbehörde 
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Eintragungen zu benachrichtigen, die nach 
diesem Zeitpunkt in den Grundbüchern der 
betroffenen Grundstücke vorgenommen wor- 
den sind oder vorgenommen werden. 


§ 33 

(1) Soweit der Kreis der Beteiligten be- 
kannt ist und offensichtlldi eine Anordnung 
von Vorkehrungen im Sinne des § 26 in Ver- 
bindung mit § 6 Abs. 1 und 2 nicht in Be- 
tracht kommt, kann diesen Beteiligten gegen- 
über von der Aufstellung eines Plans abge- 
sehen werden. In diesem Falle sind die Be- 
teiligten sowie die Gemeinde- und die Kreis- 
verwaltungen, in deren Bezirk die betroffe- 
nen Grundstücke liegen, besonders zu be- 
nachrichtigen. Der Benachrichtigung ist das 
Verzeichnis der von der Enteignung betrof- 
fenen Grundstücke mit den in § 32 Abs. 2 
geforderten Angaben beizufügen. 

(2) In der Benachrichtigung ist eine Frist 
zu bestimmen, innerhalb deren die Beteilig- 
ten Einwendungen gegen das Vorhaben erhe- 
ben können. 

§ 34 

(1) Nach Ablauf der Frist (§§ 32 Abs. 2, 
33 Abs. 2) ist der Plan, falls Einwendungen 
erhoben sind, in einem nötigenfalls an Ort 
und Stelle abzuhaltenden Termin (Planprü- 
fungstermin) mit den Beteiligten zu erörtern. 
Im Falle des § 33 tritt an die Stelle des Plans 
das Verzeichnis gemäß § 32 Abs. 2. 

(2) Zu dem Termin sind zu laden 

1. der Antragsteller, 

2. von den sonstigen Beteiligten außer dem 

Eigentümer diejenigen, die Einwendungen 

erhoben haben, 

3. die Gemeinde- und die Kreisverwaltung. 

Die Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. Die 
übrigen Beteiligten sollen von dem Termin 
benadirichtigt werden. 

(3) Der Ladung des Eigentümers soll ein 
Auszug aus dem Plan, der die Ihn berühren- 
den Teile des Plans enthält, beigefügt werden. 

(4) Das Verfahren wird auch bei Nicht- 
erscheinen der zum Termin Geladenen fort- 
gesetzt. 
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von allen Eintragungen zu benachrichtigen, 
die nach diesem Zeitpunkt in den Grund- 
büchern der betroffenen Grundstücke vorge- 
nommen worden sind oder vorgenommen 
werden. 

§ 33 

(1) Soweit der Kreis der Beteiligten be- 
kannt ist und offensichtlich eine Anordnung 
von Vorkehrungen im Sinne des § 26 in 
Verbindung mit § 6 Abs. 1 und 2 nicht in 
Betracht kommt, kann diesen Beteiligten 
gegenüber von der Aufstellung eines Plans 
abgesehen werden. In diesem Falle sind die 
Beteiligten sowie die Gemeinde und der 
Landkreis, in deren Bezirk die betroffenen 
Grundstücke liegen, besonders zu benachrich- 
tigen. Der Benadirichtigung ist das Verzeich- 
nis der von der Enteignung betroffenen 
Grundstücke mit den In § 32 Abs. 2 gefor- 
derten Angaben beizufügen, 

(2) In der Benachrichtigung ist eine ange- 
messene Frist zu bestimmen, innerhalb der 
die Beteiligten Einwendungen gegen das Vor- 
haben erheben können. 

§ 34 

(1) Nach Ablauf der Frist (§§ 32 Abs. 2, 
33 Abs. 2) ist der Plan in einem nötigenfalls 
an Ort und Stelle abzuhaltenden Termin 
(Planprüfungstermin) mit den Beteiligten zu 
erörtern. Im Falle des § 33 tritt an die Stelle 
des Plans das Verzeichnis gemäß § 32 Abs. 2. 

(2) Zu dem Termin sind zu laden 

1. der Bund, 

2. unverändert 

3. die Gemeinde und der Landkreis. 

Die Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. Die 
übrigen Beteiligten sollen von dem Termin 
benachrichtigt werden. 

(3) Der Ladung des Eigentümers ist ein 
Auszug aus dem Plan, der die ihn berühren- 
den Teile des Plans enthält, beizufügen. 

(4) unverändert 
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(5) In der Ladung Ist auf die Vorschriften 
des Absatzes 4 und des § 35 hinzuweisen. 

(6) Tag und Ort des Termins sind, soweit 
sie nicht durch die Gemeinde ortsüblich be- 
kanntgemacht werden, durch die Enteig- 
nungsbehörde in der Tagespresse des zustän- 
digen Ortes bekanntzwge^en. Hierbei sind 
diejenigen, deren Rechte durch das Enteig- 
nungsverfahren beeinträchtigt werden, auf- 
zufordern, ihre Rechte im Termin wahrzu- 
nehmen. 


§ 35 

(1) Einwendungen gegen den Plan, die 
nicht während der Auslegungsirisi (§ 32 
Abs. 4) vorgebracht worden sind, sind 2 ur 
Vermeidung des Ausschlusses spätestens Im 
Termin zu erheben; sie sollen nebst ihrer 
Begründung schriftlich im Termin vorgelegt 
werden. 


(2) Mündliche Einwendungen sind In die 
Niederschrift aufzunehmen. 


§ 36 

(1) Im Planprüfungstermin soll auch die 
Art der Entschädigung sowie darüber ver- 
handelt werden, welche Rechte aufrechter- 
halten bleiben und welche Rechte erlöschen 
(§ 21 Abs. 1). 

(2) Dem Eigentümer kann eine Frist ge- 
stellt werden, innerhalb dererz er einen An- 
trag auf Entschädigung in Land (§ 23) stel- 
len kann. 


S 37 

(1) Ist ein dingliches oder persönliches 
Recht, das zum Besitz oder zur Nutzung 
eines Grundstücks berechtigt, allein Gegen- 
stand der Enteignung, so kann die Enteig- 
nungsbehörde von der Aufstellung eines 
Plans absehen. In diesem Falle hat sie dem 
Berechtigten die Absicht der Entziehung sei- 
nes Rechtes schriftlich mitzuteilen. § 33 
Abs. 2 gilt sinngemäß. 

(2) Die Vorschriften über die Planprüfung 
gelten sinngemäß. 
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(5) unverändert 

(6) Tag und Ort des Termins sind, soweit 
sie nicht durch die Gemeinde ortsüblich be- 
kanntgemacht werden, durch die Enteig- 
nungsbehörde in den Zeitungen bekanntzu- 
machen, die in den für die Grundstücke zu- 
ständigen Orten verbreitet sind. Hierbei sind 
diejenigen, deren Rechte durch das Enteig- 
nungsverfahren beeinträchtigt werden, auf- 
zufordern, ihre Rechte im Termin wahrzu- 
nehmen. 

§ 35 

(1) Einwendungen, die nicht während der 
Fristen des § 32 Abs. 4 und des § 33 Abs. 2 
vorgebracht worden sind, sind gegenüber 
der Enteignungsbehörde spätestens im Ter- 
min zu erheben; sie sollen nebst ihrer Be- 
gründung schriftlich im Termin vorgelegt 
werden. Nach diesem Zeitpunkt vorge- 
brachte Einwendungen und Anträge werden 
nicht mehr berücksichtigt; dies gilt auch für 
das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten. 

(2) unverändert 


§ 36 

(1) unverändert 


(2) Dem Eigentümer kann eine ange- 
messene Frist gestellt werden, innerhalb der 
er einen Antrag auf Entschädigung ln Land 
(§ 23) stellen kann. 

§ 37 

(1) Ist ein dingliches oder persönliches 
Recht, das zum Besitz oder zur Nutzung 
eines Grundstückes berechtigt, allein Gegen- 
stand der Enteignung, so kann die Enteig- 
nungsbehörde von der Aufstellung eines 
Plans absehen. In diesem Falle hat sie dem 
Berechtigten die Absicht der Enteignung sei- 
nes Rechtes schriftlich mitzuteilen. § 33 
Abs. 2 gilt sinngemäß. 

(2) unverändert 
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3. Vorzeitige Besitzeinweisung 
§ 38 

(1) Ist die sofortige Ausführung eines 
Vorhabens geboten und die Besitzeinweisung 
für die Durchführung der beabsichtigten 
Maßnahmen erforderlich, so kann die Ent- 
eignungsbehörde den Begünstigten durch Be- 
schluß in den Besitz des ztir Enteignung vor- 
gesehene« Grundstücks einweisen, ln dem 
Besitzeinweisungsbeschhiß ist der Zeitpunkt 
zu bestimmen, zu dem die Besitzeinweisung 
wirksam wird. 

(2) Der Besitzeinweisung hat eine Ver- 
handlung mit dem Eigentümer und, wenn 
ein anderer durch die Besitzeinweisung be- 
troffen wird, auch mit diesem vorauszuge- 
hen. § 34 Abs. 4 Ist anzuwenden; auf diese 
Vorschrift ist In der Ladung hinzuweisen. 
Die Verhandlung kann im Planprüfungster- 
mln stattfinden, wenn in der Ladung zum 
Termin ein entsprechender Hinweis enthal- 
ten war. 

(3) Auf Antrag des unmittelbaren Besit- 
zers ist der Zeitpunkt, zu dem der Besitzein- 
weisungsbeschluß wirksam wird, auf minde- 
stens zwei Wochen nach Zustellung des Be- 
schlusses an ihn festzusetzen. Soweit auf dem 
Grundstück Wohngebäude vorhanden sind. 
Ist der Zeitpunkt so festzusetzen, daß die 


S 37 a 

(1) Einigen sich die Beteiligten nur über 
den Übergang oder die Belastung des Eigen- 
tums an dem zu enteignenden Grundstück 
oder anderer in § 14 Abs. 1 Buchstabe b ge- 
nannter Rechte, jedoch nicht über die Höhe 
der Entschädigung, so hat die Enteignungs- 
behörde eine Niederschrift über die Einigung 
aufzunehmen. Die Niederschrift muß den 
Erfordernissen des § 47 Abs. 3 Nr. 1, 2, 5, 7 
und 8 entsprechen. Die Niederschrift ist 
von den Beteiligten zu unterschreiben. Ein 
Bevollmächtigter bedarf einer öffentlich be- 
glaubigten Vollmacht. 

(2) Die beurkundete Einigung steht einem 
unanfechtbaren Enteignungsbeschluß Teil A 
gleidi. § 48 Abs. 2 ist entsprechend anzu- 
wenden. 

(3) Im übrigen nimmt das Enteignungs- 
verfahren seinen Fortgang. 


3. Vorzeitige Besitzeinweisung 
§ 38 

(1) Ist die sofortige Ausführung eines Vor- 
habens und die Besitzeinweisung für die 
Durchführung der beabsichtigten Maßnah- 
men dringend geboten, so kann die Enteig- 
nungsbehörde den Begünstigten durch Be- 
schluß in den Besitz des Grundstückes ein- 
weisen, auf das sich die vorgesehene Enteig- 
nung bezieht. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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angemessene anderweitige Unterbringung 
der durch die Besitzeinweisung Betroffenen 
gesichert ist. Entsprechendes gilt für die auf 
dem Grundstück ansässigen gewerblichen und 
landwirtschaftlichen Betriebe und die auf 
dem Grundstück vorhandenen Verkehrs-, 
Fernmelde- oder Versorgungseinrichtungen 
und -anlagen sowie Einrichtungen und An- 
lagen der Abwasserwirtschaft. 

(4) Der Antragsteller hat für die durch die 
Besitzeinweisung entstehenden Vermögens- 
nachteile eine einmalige oder wiederkehrende 
Entschädigung zu leisten (Besitzeinweisungs- 
entschädigung). 

§ 39 

(1) Der Besitzeinweisungsbeschluß muß 
enthalten 

1. die Bezeichnung der durch die Besitzein- 
weisung Betroffenen, des Antragstellern 
und des Eingewiesenen sowie des Zwek- 
kes, für den die Enteignung vorgesehen 
ist; 

2. die Bezeichnung des Gegenstandes der Be- 
sitzeinweisung; hierbei ist 

a) das von der Enteignung betroffene 
Grundstück nach Größe, grundbuch- 
mäßiger, katastermäßiger oder sonst 
üblicher Bezeichnung an 2 ugehen\ im 
Falle der Enteignung eines Grund- 
stücksteiles ist bei der Besitzeinweisung 
die Begrenzung dieses Teiles zu be- 
schreiben; 

b) soweit ein Recht an einem Grund- 
stück (§ 14 Abs. 2). Gegenstand einer 
selbständigen Enteignung sein soll, 
dieses nach Inhalt und grundbuch- 
mäßiger Bezeichnung anzugeben; 

c) soweit ein sonstiges Recht im Sinne 
des § 14 Abs. 2 Gegenstand einer 
selbständigen Enteignung sein soll, 
dieses nach seinem Inhalt und dem 
Grund seines Bestehens anzugeben; 

3. die Entscheidung über die gegen den Be- 
sitzeinweisungsbeschluß erhobenen Ein- 
wendungen der durch die Besitzeinwei- 
sung Betroffenen; 

4. die Festsetzung einer Besitzeinweisungs- 
entschädigung; 
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(4) Der Bund hat für die durch die Besitz- 
einweisung entstehenden Vermögensnachteile 
eine einmalige oder wiederkehrende Entschä- 
digung zu leisten (Bcsitzeinweisungsentschä- 
digung). 

§ 39 

(1) Der Besitzeinweisungsbeschluß muß 
enthalten 

1. die Bezeichnung der durch die Besitzein- 
weisung Betroffenen, des Bundes als An- 
tragsteller und des Eingewiesenen sowie 
des Zweckes, für den die Enteignung vor- 
gesehen ist; 

2. die Bezeichnung des Gegenstandes der Be- 
sitzeinweisung; hierbei soll 

a) das von der Enteignung betroffene 
Grundstück nach Größe, grundbuch- 
mäßiger, katastermäßiger oder sonst 
üblicher Bezeichnung angegeben wer- 
den; im Falle der Enteignung eines 
Grundstücksteiles Ist bei der Besitzein- 
weisung die Begrenzung dieses Teiles 
zu beschreiben; 

b) soweit ein Recht an einem Grundstück 
(§ 14 Abs. 1) Gegenstand einer selb- 
ständigen Enteignung sein soll, dieses 
nach Inhalt und grundbuchmäßiger 
Bezeichnung angegeben werden; 

c) soweit ein sonstiges Recht im Sinne 
des § 14 Abs, 1 Buchstabe b Gegen- 
stand einer selbständigen Enteignung 
sein soll, dieses nach seinem Inhalt und 
dem Grund seines Bestehens angegeben 
werden; 

3. unverändert 


4. unverändert 
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5. den Zeitpunkt, in dem die Besitzeinwei- 
sung wirksam wird 40), 

(2) Der Besitzeinweisungsbeschluß ist dem 
Betroffenen, dem Antragsteller und dem Ein- 
gewiesenen zuzustellen. Er Ist mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 


§ 40 

(1) Durch die Besitzeinweisung wird zu 
dem im Besitzeinweisungsbeschluß bezeich- 
neten Zeitpunkt dem Eigentümer und, wenn 
ein anderer unmittelbarer Besitzer ist, auch 
diesem der Besitz entzogen und der Einge- 
wiesene Besitzer. Durch die Besitzeinweisung 
wird ein Recht zur Nutzung des Grund- 
stückes Insoweit ausgeschlossen, als die Aus- 
übung der Nutzung mit dem Zweck der Be- 
sitzeinweisung nicht vereinbar ist. 

(2) Die Besitzeinweisungsentschädigung ist 
ohne Rücksicht darauf, ob Klage nach § 57 
Abs. 1 erhoben wird, zh dem von der Ent- 
eignungsbehörde festgesetzten Zeltpurlkt zu 
zahlen. 


§ 41 

Auf Antrag des Eigentümers oder Besit- 
zers ist in der Verhandlung über die Besitz- 
einweisung (§ 38 Abs. 2) der Zustand des 
Grundstücks, soweit er für die Festsetzung 
der Besitzeinwelsungs- oder Enteignungsent- 
schädigung von Bedeutung ist, nötigenfalls 
unter Zuziehung von Sachverständigen zu 
ermitteln. Der Zustand des Grundstücks 
kann auch von Amts wegen ermittelt werden. 

§ 42 

(1) Stellt die Enteignungsbehörde fest, daß 
die für den Erlaß eines Besitzeinweisungs- 
beschlusses gemäß § 38 Abs. 1 erforderlichen 
Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind, 
50 ist die vorzeitige Besitzeinweisung aufzu- 
heben oder zu ändern. 
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5. den Zeitpunkt, in dem die Besitzeinwei- 
sung wirksam wird. 

(2) Der Besitzeinweisungsbeschluß ist dem 
Betroffenen, dem Bund als Antragsteller und 
dem Eingewiesenen zuzustellen. Er ist mit 
einer Reclitsmittelbelehrung und einer Beleh- 
rung über das Antragsrecht nach § 41 zu ver- 
sehen. 

§ 40 

(1) unverändert 


(2) Die Besitzeinweisungsentschädigung 
wird ohne Rücksicht darauf, ob Klage nach 
§ 57 Abs. 1 erhoben wird, mit dem Zeitpunkt, 
in dem die Besitzeinweisung wirksam wird 
(§ 39 Abs. 1 Nr. 5) fällig. Bei einer wieder- 
kehrenden Entschädigung wird die erste Rate 
zu dem in Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt 
fällig. 

§41 

Auf Antrag des Eigentümers oder Besitzers 
Ist der Zustand des Grundstückes, soweit er 
für die Festsetzung der Besitzeinweisungs- 
oder Enteignungsentschädigung von Bedeu- 
tung Ist, nötigenfalls unter Zuziehung von 
Sachverständigen zu ermitteln. Der Zustand 
des Grundstückes kann auch von Amts we- 
gen ermittelt werden. 


§42 

(1) Der Besitzeinweisungsbeschluß ist auf- 
zuheben, wenn nicht binnen eines Jahres, 
nachdem die Besitzeinweisung wirksam ge- 
worden ist (§ 39 Abs. 1 Nr. 5), der Enteig- 
nungsbeschluß erlassen wird. Kann der Ent- 
eignungsbeschluß aus besonderen, durch das 
Verfahren bedingten Umständen nicht bin- 
nen der in Satz 1 bestimmten Frist ergehen, 
so ist die Enteignungsbehörde befugt, diese 
Frist bei weiterem Vorliegen der Vorausset- 
zungen des § 38 Abs. 1 bis zu einem weiteren 
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(2) Wird der Besitzeinweisungsbeschluß 
aufgehoben oder geändert, so hat der An- 
tragsteller für alle durch die vorzeitige Be- 
sitzeinweisung entstandenen besonderen Ver- 
mögensnachteile Entschädigung zu leisten 
oder auf Verlangen den früheren Zustand 
wiederherzustellen. 


4. Festsetzung der 
Entschädigung 

§ 43 

Zur Zahlung der Entschädigung ist der 
Antragsteller verpflichtet. 

§ 44 

(1) Kommt eine Einigung über die Ent- 
schädigung nicht zustande, so findet zur 
Festsetzung einer Geldentschädigung, einer 
zusätzlichen Geldentschädigung (§ 25 Satz 1) 
oder einer Ausgleichszahlung (§ 25 Satz 2) 
das Entschädigungsverfahren statt. 

(2) Die Enteignungsbehörde hat die Ent- 
schädigung in einem nötigenfalls an Ort und 
Stelle abzuhaltenden Termin (Entschädi- 
gungstermin) mit den Beteiligten zu erörtern. 
Das Entschädigungsverfahren ist möglichst 
mit dem Planprüfungsverfahren zu ver- 
binden. 

(3) Zum Termin sind die Beteiligten zu 
laden. Die Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. 
§ 34 Abs. 4 ist anzuwenden; auf den Inhalt 
dieser Vorschrift ist in der Ladung hinzu- 
weisen. 

(4) § 34 Abs. 6 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 45 

(1) In der Niederschrift über die Verhand- 
lung ist festzustellen, 

1. welche Geldentschädigung der Entschädi- 
gungsberechtigte fordert, 
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Jahr zu verlängern. Der Besitzeinweisungs- 
beschluß ist ferner aufzuheben oder zu än- 
dern, wenn die Enteignungsbehörde feststellt, 
daß die für den Erlaß eines Besitzeinwei- 
sungsbeschlusses gemäß § 38 Abs. 1 erforder- 
lichen Voraussetzungen nicht mehr gegeben 
sind. 

(2) Wird der Besitzeinweisungsbeschluß 
aufgehoben oder geändert, so hat der Bund 
für alle durch die vorzeitige Besitzeinweisung 
entstandenen besonderen Vermögensnachteile 
Entschädigung zu leisten oder auf Verlangen 
den früheren Zustand wiederherzustellen. 
§31 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 gilt sinngemäß. 


4. Festsetzung der 
Entschädigung 

§43 

Zur Zahlung der Entschädigung ist der 
Bund verpflichtet. 

§44 

(1) Kommt eine Einigung über die Ent- 
schädigung nicht zustande, so findet zur 
Festsetzung einer Geldentschädigung, einer 
Naturalwertrente (§ 25 a), einer zusätzlichen 
Geldentschädigung (§ 25 Satz 1) oder einer 
Ausgleichszahlung (§ 25 Satz 2) das Entschä- 
digungsverfahren statt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
§45 

(1) In der Niederschrift über die Verhand- 
lung ist festzustellen, 

1. unverändert 
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2. ob und in welcher Höhe der Entschädi- 
gungsberechtigte eine zusätzliche Geld- 
entschädigung fordert, 

3. ob und in welcher Höhe der Antragsteller 
eine Ausgleichszahlung fordert. 


(2) In der Niederschrift ist ferner festzu- 
stellen, welche Geldentschädigung oder zu- 
sätzliche Geldentschädigung der durch die 
Enteignung Begünstigte und welche Aus- 
gleichszahlung der Entschädigungsberechtigte 
zu leisten bereit ist (Anerkenntnisbetrag). 
Die Niederschrift ist von demjenigen zu un- 
terschreiben, der eine solche Erklärung ab- 
gibt. 

§ 46 

Wird der Plan vor Erlaß des Enteignungs- 
beschlusses geändert, so ist, wenn eine er- 
neute Erörterung der Entschädigung erfor- 
derlich ist, ein weiterer Entschädigungstermin 
anzuberaumen. Zu dem Termin sind die Be- 
teiligten zu laden, die durch die Änderung 
betroffen werden. §5 40 und 41 gelten sinn- 
gemäß. 


5. Enteignungsbeschluß 
§ 47 

(1) Auf Grund der Ergebnisse der Plan- 
prüfung und der Verhandlung über die Ent- 
schädigung erläßt die Enteignungsbehörde 
den Enteignungsbeschluß. 


(2) Im Enteignungsbeschluß wird entschie- 
den über Gegenstand und Umfang der Ent- 
eignung und über die Art der Entschädigung 
(Teil A), ferner über die Höhe der Entschä- 
digung in Geld und der Ausgleichszahlung 
(Teil B). 

(3) Der Teil A des Enteignungsbeschlusses 
muß enthalten 

1. die Bezeichnung des von der Enteignung 
Betroffenen, des Antragstellers und des 
durch die Enteignung Begünstigten sowie 
des Zwecks, für den die Enteignung vor- 
genommen wird; 
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2. unverändert 


3. ob und in welcher Höhe der Bund eine 
Ausgleichszahlung fordert, 

4. ob der Entschädigungsberechtigte eine Na- 
turalwertrente fordert. 

(2) In der Niederschrift ist ferner festzu- 
stellen, welche Geldentschädigung, welche Na- 
turalwertrente oder welche zusätzliche Geld- 
entschädigung der Bund und welche Aus- 
gleichszahlung der Entschädigungsberechtigte 
zu leisten bereit ist. Die Niederschrift ist von 
demjenigen zu unterschreiben, der eine solche 
Erklärung abgibt. 


§46 

Wird der Plan vor Erlaß des Enteignungs- 
beschlusses geändert, so ist, wenn eine er- 
neute Erörterung der Entschädigung erfor- 
derlich ist, ein weiterer Entschädigungstermin 
anzuberaumen. Zu dem Termin sind die Be- 
teiligten zu laden, die durch die Änderung 
betroffen werden. § 41 gilt sinngemäß. 


5. Enteignungsbeschluß 
§47 

(1) Auf Grund der Ergebnisse der Plan- 
prüfung und der Verhandlung über die Ent- 
schädigung erläßt die Enteignungsbehörde 
den Enteignungsbeschluß, soweit eine Eini- 
gung nach § 37 a nicht zustande gekommen 
ist. 

(2) Im Enteignungsbeschluß wird entschie- 
den über Gegenstand und Umfang der Ent- 
eignung und über die Art der Entschädigung 
(Teil A), ferner über die Höhe der Entschä- 
digung in Geld, der Naturalwertrente und 
der Ausgleichszahlung (Teil B). 

(3) Der Teil A des Enteignungsbeschlusses 
muß enthalten 

1. die Bezeidinung des von der Enteignung 
Betroffenen, des Bundes als Antragsteller 
und des durch die Enteignung Begünstig- 
ten sowie des Zwecks, für den die Enteig- 
nung vorgenommen wird; 
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2. die Bezeichnung des Gegenstandes der 
Enteignung; hierbei ist 

a) der Gegenstand der Enteignung nach 
Größe, grundbuchmäßiger, kataster- 
mäßiger oder sonst üblicher Bezeich- 
nung anzugeben; falls die Enteignung 
eines Grundstücksteiles vorgesehen ist, 
ist zu seiner Bezeichnung auf Vermes- 
sungst;orschriften (Karten und Zahlen- 
risse) Bezug zu nehmen, die von einer 
zu Fortführungsvermessungen befug- 
ten Stelle oder von einem öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieur ge- 
fertigt sind; 

b) soweit ein Recht an einem Grundstück 
(§14 Abs. 2) Gegenstand einer selb- 
ständigen Enteignung ist, dieses nach 
Inhalt und grundbuchmäßiger Be- 
zeichnung anzugeben; 

c) soweit ein anderes Recht im Sinne des 
§ 14 Abs. 2 Gegenstand einer selb- 
ständigen Enteignung ist, dieses nach 
seinem Inhalt und dem Grund seines 
Bestehens anzugeben; 

3. die Ergebnisse der Planprüfung und die 
Entscheidung über die gegen den Plan 
erhobenen Einwendungen sowie über An- 
träge der Beteiligten nach § 26; 

4. die Entscheidung über die Art der Ent- 
schädigung und bei Entschädigung in 
Land die Bezeichnung des Ersatzlandes in 
der in Nummer 2 Buchstabe a bezeich- 
neten Weise; 

5. die Entscheidung darüber, welche Rechte 
aufrediterhalten bleiben und welche 
Rechte erlöschen (§ 21 Abs. 1); 

6. die Entscheidung über die Begründung 
neuer Rechte an dem Ersatzland (§ 24); 

7. die Angabe der Eigentumsverhältnisse 
und sonstigen Rechtsverhältnisse vor und 
nach der Enteignung; 

8. die Entscheidung darüber, welches Zube- 
hör in die Enteignung einbezogen wird. 

(4) Der Teil B des Enteignungsbeschlusses 

muß enthalten 

1. die Beträge der Geldentschädigung, der 
zusätzlichen Geldentschädigung oder der 
Ausgleichszahlung mit der Angabe, von 
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2. die Bezeichnung des Gegenstandes der Ent- 
eignung; hierbei ist 

a) der Gegenstand der Enteignung nach 
Größe, grundbuchmäßiger, kataster- 
mäßiger oder sonst üblicher Bezeich- 
nung anzugeben; falls die Enteignung 
eines Grundstücksteiles vorgesehen ist, 
ist zu seiner Bezeichnung auf Vermes- 
sungsschriften (Karten und Zahlenrisse) 
Bezug zu nehmen, die von einer zu 
Fortführungsvermessungen befugten 
Stelle oder von einem öffentlich bestell- 
ten Vermessungsingenieur gefertigt 
sind; 

b) soweit ein Recht an einem Grundstück 
(§ 14 Abs. 1) Gegenstand einer selb- 
ständigen Enteignung Ist, dieses nach 
Inhalt und grundbuchmäßiger Bezeich- 
nung anzugeben; 

c) soweit ein anderes Recht im Sinne des 
§ 14 Abs. 1 Buchstabe b Gegenstand 
einer selbständigen Enteignung Ist, die- 
ses nach seinem Inhalt und dem Grund 
seines Bestehens anzugeben; 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 

7. unverändert 


8. unverändert 

(4) Der Teil B des Enteignungsbeschlusses 
muß enthalten 

1. die Beträge der Geldentschädigung, der 
zusätzlichen Geldentschädigung oder der 
Ausgleichszahlung, bei der Naturalwert- 
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wem, an wen und aus welchem Grunde 
sie zu leisten sind; 


2. die Angabe der Anerkenntnisbeträge 
(§ 45 Abs. 2 Satz 1). 

(5) Bei Feststellung des gesetzlich zulässigen 
Preises ist eine Ausnahme genehmigung der 
Preisbehörde nicht erforderlich, 

§ 48 

(1) Der Beschluß ist den Beteiligten zuzu- 
stellen. Die Zustellung eines Auszuges ge- 
nügt. Der Teil des Beschlusses über die Ent- 
schädigung ist jedem, der einen Anspruch hat 
oder geltend macht, zuzustellen. Der Be- 
schluß ist mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen. 

(2) Ist im Grundbudi die Anordnung der 
Zwangsversteigerung oder der Zwangsver- 
waltung eingetragen, so gibt die Enteignungs- 
behörde dem Vollstreckungsgericht von dem 
Beschluß Kenntnis. 

§ 49 

Der Eintritt der Unanfechtbarkeit des 
Teils A des Enteignungsbeschlusses ist den 
Beteiligten schriftlich bekanntzugeben. Die 
Mitteilung Ist zuzustellen. 


6. Ausführung der Enteignung 
§ 50 

(1) Die Enteignungsbehörde bestimmt den 
Tag, mit dessen Beginn die Im Enteignungs- 
beschluß vorgesehenen Rechtsänderungen 
elntreten, sobald der Enteignungsbeschluß 
unanfechtbar geworden Ist und die Geldent- 
schädigung gezahlt oder unter Verzicht auf 
das Recht der Rücknahme zulässigerweise 
hinterlegt ist. Ist Entschädigung in Land fest- 
gesetzt, so kann die Bestimmung erst ge- 
troffen werden, nachdem der Entschädigungs- 
berechtigte in den Besitz des Ersatzlandes ge- 
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rente die zugrunde liegende Kapitalsumme 
und die Rentenbeträge, mit der Angabe, 
von wem, an wen und aus welchem 
Grunde sie zu leisten sind; 

2. die Angabe der Anerkenntnisbeträge 
(§ 45 Abs. 2 Satz 1). 

(5) entfällt 


§ 48 

(1) Der Beschluß Ist den Beteiligten zuzu- 
stellen. Die Zustellung eines den jeweiligen 
Beteiligten betreffenden Auszuges genügt. 
Der Teil des Beschlusses über die Entschädi- 
gung ist jedem, der einen Anspruch hat oder 
geltend macht, zuzustellen. Der Beschluß ist 
mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

(2) unverändert 


§ 49 

unverändert 


§ 49 a 

Bietet der Eigentümer schon vor der Un- 
anfechtbarkeit des Teils B des Enteignungs- 
beschlusses oder vor Übertragung des Be- 
sitzes an dem Ersatzland die Übergabe an, so 
werden die Anerkenntnisbeträge (§ 45 Abs. 2 
Satz 1) sofort fällig. 


6. Ausführung der Enteignung 
§ 50 

(1) Die Enteignungsbehörde bestimmt den 
Tag, mit dessen Beginn die im Enteignungs- 
bescRluß vorgesehenen Rechtsänderungen 
cintreten, sobald der Enteignungsbeschluß 
unanfechtbar geworden Ist und die Geldent- 
schädigung gezahlt oder unter Verzicht auf 
das Recht der Rücknahme zulässigerweise 
hinterlegt ist und die nach § 3 Satz 2 des 
Währungsgesetzes für die Naturalwertrente 
erforderliche Genehmigung erteilt ist. Ist Ent- 
schädigung in Land festgesetzt, so kann die 
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langt Ist und hinsichtlich einer festgesetzten 
zusätzlichen Geldentschädigung die Voraus- 
setzungen des Satzes 1 erfüllt sind. 


(2) Ist der Begünstigte vorzeitig in den Be- 
sitz eingewiesen (§ 38) und ist die sofortige 
Ausführung des Enteignungsbeschlusses aus 
besonderen Gründen erforderlich, so kann 
die Enteignungsbehörde diese Bestimmung 
bereits treffen, wenn Teil A des Enteignungs- 
beschlusses unanfechtbar geworden ist, der 
Anerkenntnisbetrag gezahlt oder unter Ver- 
zicht auf das Recht der Rücknahme zulässi- 
gerweise hinterlegt sowie der Unterschieds- 
betrag zwischen diesem und der festgesetzten 
Entschädigung hinterlegt Ist. Absatz 1 Satz 2 
gilt sinngemäß. 


(3) Die Mitteilung über die Bestimmung 
Ist den Beteiligten zuzustellen. 

(4) Die Enteignungsbehörde ersucht unter 
Übersendung einer beglaubigten Abschrift 
des Enteignungsbeschlusses und der in den 
Absätzen 1 und 2 erwähnten Bestimmung 
das Grundbuchamt um Eintragung der ein- 
getretenen Rechtsänderungen In das Grund- 
buch; dabei hat sie dem Grundbuchamt den 
Zeitpunkt der Zustellung des Enteignungs- 
beschlusses an den Enteigneten mitzuteilen. 
Im Falle der Enteignung eines Grundstücks- 
teiles sind dem Ersuchen ein Auszug aus dem 
Veränderungsnachweis und eine Abzeichnung 
der Flurkarte beizufügen. 

§ 51 

In den Fällen des § 50 Abs. 1 gilt der Ent- 
eignungsbeschluß als Besitzeinweisung In das 
enteignete Grundstück und In das Ersatzland 
zu dem nach § 50 bestimmten Tag, sofern 
der Begünstigte nicht schon nach § 38 in den 
Besitz eingewiesen ist. 

§ 52 

(1) Geldentschädigungen, aus denen andere 
Entschädigungsberechtigte nach § 21 Abs. 3 
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Bestimmung erst getroffen werden, nachdem 
der Entschädigungsberechtigte In den Besitz 
des Ersatzlandes gelangt ist und hinsichtlich 
einer festgesetzten zusätzlichen Geldentschä- 
digung die Voraussetzungen des Satzes 1 er- 
füllt sind. Soweit Wohnraum betroffen wird, 
ist den Bewohnern durch besonderen Be- 
schluß eine angemessene Räumungsfrist zu 
gewähren. Die angemessene anderweitige Un- 
terbringung muß gesichert sein. 

(2) Ist der Begünstigte vorzeitig in den Be- 
sitz eingewiesen (§ 38) und ist die sofortige 
Ausführung des Enteignungsbeschlusses aus 
besonderen Gründen erforderlich, so kann 
die Enteignungsbehörde diese Bestimmung 
bereits treffen, wenn Teil A des Enteignungs- 
beschlusses unanfechtbar geworden Ist, der 
Anerkenntnisbetrag (§ 45 Abs. 2) gezahlt 
oder unter Verzidit auf das Recht der Rück- 
nahme zulässigerweise hinterlegt sowie der 
Unterschiedsbetrag zwischen diesem und der 
festgesetzten Entschädigung hinterlegt oder 
die nach § 3 Satz 2 des Währungsgesetzes für 
die Naturalwertrente erforderliche Genehmi- 
gung erteilt ist. Absatz 1 Satz 2 gilt sinnge- 
mäß. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 
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zu befriedigen sind, sind unter Verzicht auf 
das Recht der Rücknahme bei dem nach § 53 
Abs. 2 für das Verteilungsverfahren zustän- 
digen Amtsgericht zu hinterlegen, soweit 
mehrere Personen auf sie Anspruch haben 
und eine Einigung dieser Personen über die 
Auszahlung nicht nachgewiesen ist. 

(2) Andere Vorschriften, nach denen die 
Hinterlegung geboten oder statthaft ist, wer- 
den hierdurdi nicht berührt. 

§ 53 

(1) Nach dem Eintritt der im Enteignungs- 
beschluß vorgesehenen Rechtsänderungen 
kann jeder Beteiligte sein Recht an der hin- 
terlegten Summe gegen einen Mitbeteiligten, 
der dieses Recht bestreitet, vor den Zivil- 
gerichten geltend machen oder die Einleitung 
eines gerichtlichen Verteilungsverfahrens be- 
antragen. 

(2) Für das Verteilungsverfahren ist das 
Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk das 
von der Enteignung betroffene Grundstück 
liegt; In Zweifelsfällen gilt § 2 des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes sinngemäß. 

(3) Auf das Verteilungsverfahren sind 
die Vorschriften über die Verteilung des 
Erlöses im Falle der Zwangsversteigerung 
mit folgenden Abweichungen sinngemäß an- 
zuwenden: 

1. Das Verteilungsverfahren Ist durch Be- 
schluß zu eröffnen; 

2. die Zustellung des Eröffnungsbeschlusses 
an den Antragsteller gilt als Beschlag- 
nahme Im Sinne des § 13 des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes; ist das Grund- 
stück schon in einem Zwangsversteige- 
rungs- oder Zwangsverwaltungsverfah- 
ren beschlagnahmt, so hat es hierbei sein 
Bewenden; 

3. das Verteilungsgericht hat bei der Er- 
öffnung des Verfahrens von Amts wegen 
das Grundbuchamt um die Im § 19 
Abs. 2 und 3 des Zwangsversteigerungs- 
gesetzes bezelchneten Mitteilungen zu er- 
suchen; In die beglaubigte Abschrift des 
Grundbuchblattes sind die zur Zeit der 
Zustellung des Enteignungsbeschlusses an 
den Entelgneten vorhandenen Eintragun- 
gen sowie die später eingetragenen Ver- 
änderungen und Löschungen aufzuneh- 
men; 


§ 53 


(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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4. bei dem Verfahren sind die in § 21 Abs. 3 
bezeichneten Entschädigungsberechtigten 
nach Maßgabe des § 10 des Zwangsver- 
steigerungsgesetzes zu berücksichtigen, 
wegen der Ansprüche auf wiederkehrende 
Nebenleistungen jedoch nur für die Zeit 
bis zur Hinterlegung. 
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(4) Soweit auf Grund landesrechtlicher 
Vorschriften die Verteilung des Erlöses im 
Falle einer Zwangsversteigerung nicht von 
dem Vollstreckungsgericht, sondern von 
einer anderen Stelle wahrzunehmen ist, kann 
durch Landesrecht bestimmt werden, daß 
diese andere Stelle auch für das Verteilungs- 
verfahren nach den Absätzen 1 bis 3 zustän- 
dig ist. Wird die Änderung einer Entschei- 
dung dieser anderen Stelle verlangt, so ist 
die Entscheidung des Vollstreckungsgerichts 
nachzusuchen. Die Beschwerde findet gegen 
die Entscheidung des Vollstreckungsgerichts 
statt. 


§ 53 a 

Entstehen nach Erlaß des Enteignungsbe- 
schlusses Vermögensnachteile der in <5 20 be- 
zeichneten Art, für die eine Entschädigung 
im Enteignungsbeschluß nicht festgesetzt 
werden konnte, so ist auf Antrag ies Ent- 
schädigungsberechtigten von der Enteig- 
nungsbehörde eine Entschädigung hierfür 
nachträglich festzusetzen, sofern eine Eini- 
gung nicht zustande kommt. Der Antrag 
kann nur binnen zehn Jahren nach der Unan- 
fechtbarheit des Enteignungsbesdilusses ge- 
stellt werden. Für den Festsetzungsbescheid 
gilt § 48 Abs. 1 sinngemäß. 


§ 54 § 54 

(1) Werden Grundstücke oder Grund- unverändert 

stücksteile zur Entschädigung in Land er- 
worben, so gelten die Vorschriften der §§ 1, 

2 und 4 des Gesetzes zur Ergänzung des 
Reichssiedlungsgesetzes vom 4. Januar 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1) über den Ausschluß 
des Kündigungsrechts der Gläubiger, die Un- 
terverteilung der Grundpfandredite (Hypo- 
theken, Grund- und Rentenschulden) und 
Reallasten und die Eintragung der Rechts- 
änderungen in das Grundbuch. 

(2) Grundpfandrechte können von dem 
Erwerber Innerhalb eines Jahres nach dem 
Erwerb ohne Einhaltung einer Kündlgungs- 


29 



Entwurf 

frist zur sofortigen Rückzahlung gekündigt 
werden. Dient das gekündigte Recht zur 
Deckung von Sdiuldversdireibungen eines 
Kreditinstituts, das nidit berechtigt ist, die 
Sdiuldversdireibungen zurückzukaufen, so 
wird die Kündigung erst zum nädisten zu- 
lässigen Rückzahlungstermin wirksam. 

(3) Die Aufgaben der Siedlungsbehörden 
nadi den §§ 1, 2 und 4 des Gesetzes zur Er- 
gänzung des Reichssiedlungsgesetzes nimmt 
die Enteignungsbehörde wahr. 

§ 55 

(1) Der enteignete frühere Eigentümer 
kann verlangen, daß das nadi den Vor- 
sdiriften dieses Gesetzes enteignete Grund- 
stück zu seinen Gunsten wieder enteignet 
wird (Rückenteignung), wenn das Grund- 
stück nidit mehr für Aufgaben im Sinne des 
§ 1 benötigt wird. Dieses gilt sinngemäß zu- 
gunsten des Eigentümers eines Grundstücks, 
an dem nach § 14 Abs. 2 ein Recht begrün- 
det worden ist. 


(2) Das Verlangen auf Rückenteignung ist 
binnen eines Jahres, nachdem die das Grund- 
stück verwaltende Stelle dem Betroffenen 
von den Tatsachen, die den Anspruch be- 
gründen, Kenntnis gegeben hat, spätestens 
binnen zehn Jahren, nachdem der Enteig- 
nungsbeschluß, Teil A, unanfechtbar gewor- 
den ist, bei der Enteignungsbehörde zu stel- 
len. § 203 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs gilt sinngemäß. 

(3) Die Enteignungsbehörde kann die 
Rückenteignung ablehnen, wenn die Grenzen 
des Grundstück5 erheblich verändert worden 
sind oder ganz oder überwiegend Entschä- 
digung in Land gewährt worden ist. 

(4) Für die Rückenteignung sind die Vor- 
schriften der §§18 bis 25, 28, 29, 32 bis 37 
und 44 bis 53 sinngemäß anzuwenden. 

(5) Der frühere Inhaber eines Rechts, das 
dur A Enteignung nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes erloschen oder entzogen worden ist, 
kann unter den in Absatz 1 bezeichneten 
Voraussetzungen verlangen, daß ein gleiches 
Recht an dem früher belasteten Grundstück 
zu seinen Gunsten durch Enteignung wieder 
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§ 55 

(1) Der enteignete frühere Eigentümer 
kann verlangen, daß das nach den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes enteignete Grundstück zu 
seinen Gunsten wieder enteignet wird (Rück- 
enteignung), wenn das Grundstück nicht 
mehr für Aufgaben im Sinne des § 1 be- 
nötigt wird oder mit der Ausführung des 
Vorhabens, dessentwegen das Grundstück 
enteignet wurde, nicht binnen zweier Jahre, 
nachdem der Enteignungsbeschluß unanfecht- 
bar geworden ist, begonnen wurde. Dieses 
gilt sinngemäß zugunsten des Eigentümers 
eines Grundstückes, an dem nach § 14 Abs. 1 
ein Recht begründet worden ist. 

(2) Das Verlangen auf Rückenteignung ist 
binnen eines Jahres, nachdem die das Grund- 
stück verwaltende Stelle dem früheren Eigen- 
tümer von den Tatsachen, die den Anspruch 
begründen, Kenntnis gegeben hat, spätestens 
binnen dreißig Jahren, nachdem der Ent- 
eignungsbeschluß, Teil A, unanfechtbar ge- 
worden ist, bei der Enteignungsbehörde zu 
stellen. § 203 Abs. 2 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs gilt sinngemäß. 

(3) Die Enteignungsbehörde kann die 
Rückenteignung ablehnen, wenn das Grund- 
stück erheblich verändert oder ganz oder 
überwiegend Entschädigung ln Land gewährt 
worden ist. 

(4) Für die Rückenteignung sind die Vor- 
schriften der §§18 bis 25, 28, 29, 32 bis 373 
und 44 bis 53a sinngemäß anzuwenden. 

(5) unverändert 
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begründet wird. Für Rechte, die durch Ent- 
eignung des früher belasteten Grundstückes 
erloschen sind, gilt dies nur, wenn der frü- 
here Eigentümer oder sein Rechtsnachfolger 
das Grundstück zurückerhält. Die Vorschrif- 
ten über die Rückenteignung gelten sinnge- 
mäß. 


7. Rechtsbehelfe 
§ 56 

(1) Für die Anfechtung der nach diesem 
Gesetz erlassenen Verwaltungsakte der Ent- 
eignungsbehörde gilt die Verwaltungsgerichts- 
ordnung vom . . . (Bundesgesetzbl. IS,.. .). 

(2) Der Widerspruch und die Anfechtungs- 
klage haben keine auf schiebende Wirkung. 
5 81 Abs. 3 der Verwaltungsgerichtsordnung 
gilt entsprechend. 

(3) Die Berufung gegen das Urteil des Ver- 
waltungsgerichts sowie die Beschwerde gegen 
die Nichtzulassung der Revision sind ausge- 
schlossen. 

§ 57 

(1) Für Klagen auf Festsetzung einer Geld- 
entschädigung, einer zusätzlichen Geldent- 
schädigung (§ 25 Satz 1), einer Ausgleichszah- 
lung (§ 25 Satz 2), einer Besitzeinweisungs- 
entschädigung (§38 Abs. 4) oder auf Ände- 
rung der festgesetzten Geldentschädigung, 
der Ausgleichszahlung oder der Besitzeinwei- 
sungsentschädigung ist der Rechtsweg vor 
den Zivilgerichten gegeben. 

(2) Die Klage ist erst zulässig, wenn der 
Enteignungsbeschluß hinsichtlidi des Teils A 
unanfechtbar geworden ist. Das gilt nicht für 
Klagen auf Festsetzung oder Änderung der 
Entschädigung für eine Besitzeinweisung, 

(3) Für die Klage sind die Landgerichte 
ohne Rücksicht auf den Wert des Streitge- 
genstandes ausschließlich zuständig; eine er- 
weiterte Zulässigkeit von Rechtsmitteln nach 
den Vorschriften des § 511 a Abs. 4 und des 
§ 547 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozeßordnung 
wird hierdurch nicht begründet, örtlich ist 
das Landgericht ausschließlich zuständig, in 
dessen Bezirk die zur Festsetzung der Ent- 
schädigung berufene Behörde ihren Sitz hat. 
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DRITTER TEIL 
Rechtsbehelfe 

§56 

(1) Für die Anfechtung der nach diesem 
Gesetz erlassenen Verwaltungsakte gilt die 
Verwaltungsgerichtsordnung. 

(2) entfällt 


(3) entfällt 


§57 

(1) Für Klagen auf Festsetzung einer Geld- 
entschädigung, einer zusätzlichen Geldent- 
schädigung (§ 25 Satz 1), einer Ausgleichs- 
zahlung (§ 25 Satz 2), einer Naturalwertrente, 
einer Besitzeinweisungsentschädigung (§ 38 
Abs. 4) oder auf Änderung der festgesetzten 
Geldentschädigung der Ausgleichszahlung, 
der Naturalwertrente oder der Besitzeinwei- 
sungsentschädigung ist der Rechtsweg vor 
den Zivilgerichten gegeben. 

(2) unverändert 


(3) Für die Klage sind die Landgerichte 
ohne Rücksicht auf den Wert des Streitge- 
genstandes ausschließlich zuständig; eine er- 
weiterte Zulässigkeit von Rechtsmitteln nach 
den Vorschriften des § 511 a Abs. 4 und des 
§ 547 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozeßordnung 
wird hierdurch nicht begründet, örtlich Ist 
das Landgericht ausschließlich zuständig, in 
dessen Bezirk das in Anspruch genommene 
Grundstück liegt. 
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§ 58 

Der Rechtsstreit ist zwischen dem Entschä- 
digungsberechtigten und dem Entschädi- 
gungspflichtigen (§ 43) zu führen. Dies gilt 
sinngemäß, wenn der Rechtsstreit eine Aus- 
gleiÄszahlung betrifft. 

§ 59 

(1) Eine Klage ist innerhalb von zwei Mo- 
naten zu erheben. 

(2) Die Frist beginnt, sofern die Entschädi- 
gung für eine Besitzeinweisung den Gegen- 
stand der Klage bildet, erst mit dem Ende 
des Tages, an dem der Besitzeinweisungsbe- 
schluß mit einer Anfechtungsklage vor dem 
Verwaltungsgerldit nicht mehr angefochten 
werden kann oder an dem über die erhobene 
Anfechtungsklage rechtskräftig entschieden 
ist. In anderen Entschädigungssachen beginnt 
die Frist mit dem Tage, an dem die Mittei- 
lung über die Unanfechtbarkeit des Teils A 
des Enteignungsbeschlusses den Beteiligten 
zugestellt ist. Die Frist Ist eine Notfrist im 
Sinne der Zivilprozeßordnung. 


§ 60 

In der Klage muß die Bezeichnung des 
Enteignungsbeschlusses (Teil B) oder des Be- 
sitzeinweisungsbeschlusses und soll die An- 
gabe der Beweismittel für die Tatsachen ent- 
halten sein, welche die Einhaltung der Frist 
des § 59 Abs. 1 ergeben. Mit der Öageschrlft 
soll eine Ausfertigung oder eine beglaubigte 
Abschrift des Enteignungsbeschlusses (Teil B) 
oder des Besitzeinweisungsbeschlusses vorge- 
legt werden. 
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§58 

Der Rechtsstreit Ist zwischen dem Entschä- 
digungsberechtigten und dem Bund zu füh- 
ren. Dies gilt sinngemäß, wenn der Rechts- 
streit eine Ausgleidiszahlung betrifft. 

§59 

(1) Die Klage Ist Innerhalb von zwei Mo- 
naten zu erheben. 

(2) Die Frist beginnt, sofern die Entschädi- 
gung für eine Besitzeinweisung den Gegen- 
stand der Klage bildet, erst mit dem Ende 
des Tages, an dem der Besitzeinweisungsbe- 
schluß mit einer Anfechtungsklage vor dem 
Verwaltungsgericht nicht mehr angefochten 
werden kann oder an dem über die erhobene 
Anfechtungsklage rechtskräftig entschieden 
Ist. In anderen Fällen beginnt die Frist mit 
dem Tage, an dem die Mitteilung über die 
Unanfechtbarkeit des Teils A des Enteig- 
nungsbeschlusses den Beteiligten zugestellt Ist. 

(3) Die Frist ist eine Notfrist im Sinne der 
Zivilprozeßordnung. 


§60 

In der Klage sollen die Bezeichnung des 
Enteignungsbeschlusses (Teil B) oder des Be- 
sitzeinweisungsbeschlusses und die Angabe der 
Beweismittel für die Tatsachen enthalten sein, 
welche die Einhaltung der Frist des § 59 
Abs. 1 ergeben. Mit der Klageschrift soll eine 
Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift 
des Enteignungsbeschlusses (Teil B) oder des 
Besitzeinweisungsbeschlusses vorgelegt wer- 
den. 


§60a 

Für Klagen wegen nachträglicher Festset- 
zung einer Entschädigung (§ 53 a) gelten § 57 
und § 58 entsprechend. Die Klage ist inner- 
halb einer Frist von zwei Monaten seit Zu- 
stellung des Festsetzungsbescheides zu erhe- 
ben; die Frist ist eine Notfrist im Sinne der 
Zivilprozeßordnung. Die Klage kann auch 
erhoben werden, wenn die Enteignungsbe- 
hörde über einen Festsetzungsantrag inner- 
halb von sechs Monaten eine Entscheidung 
nicht getroffen hat. § 60 gilt sinngemäß. 
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8. Übergangs Vorschriften 
% 61 

(1) Werden Grundstücke, die vor dem 
5. Mai 1955, 12 Uhr, von denBehörden einer 
beteiligten Macht in Anspruch genommen 
worden sind und auf denen nach der Inan- 
spruchnahme Gebäude errichtet worden 
sind, gemäß Artikel 13 des Ersten Teils 
des Vertrages zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen über die- 
sen Zeitpunkt hinaus von den Regierungen 
des Vereinigten Königreichs von Großbritan- 
nien und Nordirland, der Vereinigten Staa- 
ten von Nordamerika und der Französischen 
Republik zur Unterbringung ihrer Botschaf- 
ten und Konsulate benutzt, so können sie 
nach den Vorsdiriften dieses Gesetzes enteig- 
net werden. 

(2) Das gleiche gilt für Grundstücke, die 
durch die Behörden einer beteiligten Macht 
zur Errichtung von nicht nur vorübergehen- 
den Zwecken dienenden Bauwerken und An- 
lagen in Anspruch genommen worden sind, 
sofern die Inanspruchnahme der Grund- 
stücke nach Artikel 48 des Vertrages über 
die Rechte und Pflichten ausländischer Streit- 
kräfte und ihrer Mitglieder in der Bundes- 
republik Deutschland (Truppenvertrag) noch 
fortbestand. 


(3) Hinsichtlich der in Absatz 1 und 2 ge- 
nannten Grundstücke gilt die Inanspruch- 
nahme ab 5. Mai 1955, 12 Uhr, als vorzei- 
tige Besitzeinweisung im Sinne von § 38. 
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VIERTER TEIL 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 61 

(1) Werden Grundstücke, die vor dem 
5. Mai 1955, 12 Uhr, von denBehörden einer 
beteiligten Macht in Anspruch genommen 
worden sind und auf denen nach der Inan- 
spruchnahme Gebäude errichtet worden 
sind, gemäß Artikel 13 des Ersten Teils 
des Vertrages zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen über die- 
sen Zeitpunkt hinaus von den Regierungen 
des Vereinigten Königreichs von Großbritan- 
nien und Nordirland, der Vereinigten Staa- 
ten von Nordamerika und der Französischen 
Republik zur Unterbringung ihrer Botschaf- 
ten und Konsulate benutzt, so können sie 
nur nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
weiterhin in Anspruch genommen werden. 

(2) Das gleiche gilt für Grundstücke, die 
durch die Behörden einer beteiligten Macht 
zur Errichtung von nicht nur vorübergehen- 
den Zwecken dienenden Bauwerken und An- 
lagen oder für Truppenübungsplätze, Flug- 
plätze und ähnliche Vorhaben in Anspruch 
genommen worden sind, sofern die Inan- 
spruchnahme der Grundstücke nach Ar- 
tikel 48 des Vertrages über die Rechte und 
Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer 
Mitglieder in der Bundesrepublik Deutsch- 
land (Truppenvertrag) vom 23. Oktober 
1954 und dem Gesetz über die vorläufige 
Fortgeltung der Inanspruchnahme von 
Gegenständen für Zwecke der ausländischen 
Streitkräfte und Ihrer Mitglieder vom 3. Juli 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 639), am 31. De- 
zember 1956 noch fortbesteht und die 
Grundstüdce für die in § 1 Abs. 1 genannten 
Zwecke weiterhin benötigt werden. Die Vor- 
schriften des Bundesleistungsgesetzes vom 
19. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 815) 

und des Schutzbereichgesetzes vom 

. . . . 1956 (Bundesgesetzbl. IS....) bleiben 
unberührt. 

(3) Hinsichtlich der in den Absätzen 1 und 
2 genannten Grundstücke gilt die Inanspruch- 
nahme ab 5. Mai 1955, 12 Uhr, als vorzeitige 
Besitzeinweisung im Sinne von § 38; der 

Lauf der in § 42 Abs. 1 Satz 1 bestimmten 
Frist beginnt mit dem 1. Januar 1957. 
Kommt eine Einigung über die Besitzein- 
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(4) Bei der Bemessung der Entschädigun- 
gen sind Werterhöhungen der Grundstücke, 
die nach dem Zeitpunkt der Inanspruch- 
nahme durch die Behörden einer beteiligten 
Macht eingetreten sind, nur insoweit zu be- 
rücksichtigen, als sie nicht auf einer Ände- 
rung der Nutzung oder einer Veränderung 
am Grundstück beruhen. 


§ 62 

(1) Die nach den Vorschriften über den 
Verkehr mit land- oder forstwirtschaftlichen 
Grundstücken erforderliche Genehmigung 
ist für die Rechtsgeschäfte zu erteilen, durch 
die der bisherige Eigentümer, der für den 
Entzug des Eigentums eine Entschädigung in 
Geld erhalten hat, binnen drei Jahren nach 
der Rechtskraft des Enteignungsbeschlusses 
Ersatzland erwirbt, wenn und soweit 

1. das Ersatzland nach Art und Wert dem 
enteigneten im wesentlichen entspricht 
und 

2. der Erwerber zur Sicherung seiner Existenz 
auf Ersatzland angewiesen ist oder das 
Ersatzland zur Erfüllung der ihm wesens- 
gemäß obliegenden Aufgaben zu dienen 
bestimmt ist. 
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Weisungsentschädigung nicht zustande, so 
wird diese von der Enteignungsbehörde fest- 
gesetzt. § 60 a gilt entsprechend. 

(4) unverändert 


§61a 

(1) Hat der Bund vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ein Grundstück der in § 61 bezeich- 
neten Art angekauft und ist der Kaufpreis 
nach dem Zustand des Grundstückes im Zeit- 
punkt des Kaufabschlusses bemessen worden, 
kann der frühere Eigentümer vom Bund 
Zahlung des Unterschiedsbetrages zwischen 
dem Kaufpreis und dem Betrag verlangen, 
der zu zahlen gewesen wäre, wenn der Be- 
messung des Kaufpreises der Zustand des 
Grundstückes Im Zeitpunkt der Inanspruch- 
nahme zugrunde gelegt worden wäre. Das 
gilt Insoweit nicht, als der frühere Eigen- 
tümer bereits auf anderem Wege entschädigt 
worden ist. 

(2) Kommt eine Einigung über den nach 
Absatz 1 zu zahlenden Betrag nicht zustande, 
so wird dieser von der von der Landesregie- 
rung bestimmten Behörde festgesetzt. § 60 a 
gilt entsprechend. 

§ 62 

(1) Die nach den Vorschriften über den 
Verkehr mit land- oder forstwirtschaftlichen 
Grundstücken erforderliche Genehmigung ist 
für die P.echtsgeschäfte zu erteilen, durch die 
der bisherige Eigentümer, der für den Ent- 
zug des Eigentums eine Entschädigung in 
Geld erhalten hat, binnen zehn Jahren nach 
der Unanfechtbarkeit des Enteignungsbe- 
schlusses Ersatzland erwirbt, wenn und so- 
weit das Ersatzland nach Art und Wert dem 
enteigneten im wesentlichen entspricht. 
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Beschlüsse des 8. Ausschusses 


(2) In den Fällen der Absätze 1 und 2 fin- 
det § 11a des Reichssiedlungsgesetzes auch 
Insoweit Anwendung, als der Eigentümer 
nicht Berufslandwirt ist. 


§ 63 

Die den Kirchen oder anderen Rell- 
gionsgewaVzschaften und religiösen Vereinen 
auf Grund des Artikels 140 des Grundgeset- 
zes und auf Grund von vertragen zu- 

stehenden Rechte bleiben unberührt. 

§ 64 

Gesetzliche Vorschriften, behördliche An- 
ordnungen oder Satzungen, die Kreditinsti- 
tuten die Anlage ihres Vermögens in Grund- 
pfandrechten oder Reallasten außerhalb eines 
bestimmten Bezirks untersagen, sind nicht 
anzuwenden, wenn die Grundpfandrechte 
oder Reallasten nach § 24 an einem außer- 
halb des Bezirks liegenden Grundstück neu 
begründet werden. 

DRITTER TEIL 

Schlußbestimmimgen 

% 65 

(1) Das Vorkaufsrecht nach dem Relchs- 
sledlungsgesetz kann auch zum Zwecke des 
Erwerbs von Grundstücken zur Entschädi- 
gung in Land ausgeübt werden, und zwar 
auch dann, wenn der Eigentümer das Grund- 
stück an eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts verkauft hat; diese ist vor der Aus- 
übung des Vorkaufsrechts zu hören. 

(2) Der Bundesminister des Innern kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
die Siedlungsunternehmen und b^nAsiedlHUgs- 
verbände im Sinne des Reichssiedlungsgesetzes 
durch Rechtsverordnung verpflichten, 


1. auf Verlangen der Enteignungsbehörde 
Fälle mitzuteilen, in denen nach dem 
Reichssiedlungsgesetz ein Vorkaufsrecht 
ausgeübt werden kann, und 


(2) In den Fällen des Absatzes 1 findet 
§ 11 a des Reichssiedlungsgesetzes auch inso- 
weit Anwendung, als der Eigentümer nicht 
Berufslandwirt ist; jedoch tritt an die Stelle 
einer Frist von drei Jahren eine solche von 
zehn Jahren, gleichgültig ob der Eigentümer 
Berufslandwirt ist oder nicht. 

§ 63 

Die den Kirchen oder anderen Religions- 
gesellschaften und religiösen Vereinen auf 
Grund des Artikels 140 des Grundgesetzes 
und auf Grund von Verträgen zustehenden 
Rechte bleiben unberührt. 

§ 64 

unverändert 


§ 65 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister des Innern kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
die Siedlungsunternehmen und Landliefe- 
rungsverbände im Sinne des Reichssiedlungs- 
gesetzes durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, ver- 
pflichten, 

1. unverändert 
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2. das Vorkaufsrecht für den in Absatz 1 
genannten Zweck auszuüben, wenn sie 
das Recht nicht für Siedlungszwecke aus- 
üben wollen, und über das durch Aus- 
übung des Vorkaufs erlangte Land nach 
Weisung zu verfügen. 


(3) § 20 des Reichssiedlungsgesetzes sowie 
die landesrechtlichen Vorschriften über Ver- 
fügungsbeschränkungen bei Siedlerstellen 
sind, soweit sie für das beschaffte Land nicht 
gelten, auf Umsiedlerstellen nicht anzuwen- 
den. Ob eine Stelle als Umsiedlerstelle anzu- 
sehen ist, entscheidet in Zweifelsfällen die 
nach § 10 zuständige Behörde. 


siehe § 30 
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2. das Vorkaufsrecht für den in Absatz 1 ge- 
nannten Zweck auszuüben, wenn sie das 
Recht nicht für Siedlungszwecke ausüben 
wollen, und über das durch Ausübung des 
Vorkaufs erlangte Grundstück nach Wei- 
sung zu verfügen. Bei Durchführung die- 
ser Weisung dürfen dem Vorkaufsberech- 
tigten weder rechtliche noch wirtschaftliche 
Nachteile entstehen. 

(3) § 20 des Reichssiedlungsgesetzes sowie 
die landesrechtlichen Vorschriften über Ver- 
fügungsbeschränkungen bei Siedlerstellen 
sind, soweit sie für das beschaffte Grundstück 
nicht gelten, auf Umsiedlerstellen nicht anzu- 
wenden. Ob eine Stelle als Umsiedlerstelle 
anzusehen ist, entscheidet in Zweifelsfällen 
die nach § 10 zuständige Behörde. 

§ 65 a 

Verlangt der Eigentümer nach § 10 Abs. 2 
des Bundesleistungsgesetzes vom 19. Oktober 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 815) oder nach 
§15 Abs. 1 des Schutzbereichgesetzes vom . . 
1956 (Bundesge- 
setzbl. I S ) die Entziehung des 

Eigentums oder ein anderer Berechtigter nach 
§ 15 Abs. 2 des Schutzbereichgesetzes die 
Entziehung des Rechts, so gelten die Vor- 
schriften dieses Gesetzes über die Enteig- 
nung und Entschädigung mit der Maßgabe 
entsprechend, daß an Stelle des Antrags nach 
§ 13 dieses Gesetzes das Verlangen des 
Eigentümers oder des in § 15 Abs. 2 des 
Schutzbereichgesetzes bezeichneten Berech- 
tigten tritt. 

§ 65 b 

(1) Das Verfahren vor der Enteignungs- 
behörde ist gebührenfrei. 

(2) Geschäfte und Verhandlungen, die der 
Durchführung dieses Gesetzes dienen, ein- 
schließlich der Berichtigung der öffentlichen 
Bücher, sind frei von Gebühren, Steuern, 
Kosten und Abgaben, mit Ausnahme der in 
der Kostenordnung bestimmten Beurkun- 
dungs- und Beglaubigungskosten; hiervon 
unberührt bleiben Regelungen hinsichtlich 
der Steuern mit örtlich bedingtem Wir- 
kungskreis, insbesondere der Grunderwerb- 
steuer, sowie hinsichtlich der Gebühren, 
Kosten und Abgaben, die auf landesrecht- 
lichen Vorschriften beruhen. 
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§ 66 

In den Fällen, in denen der Landverlust 
auf einen großen Kreis von Eigentümern 
verteilt oder Nachteile für die allgemeine 
Landeskultur vermieden werden sollen (§ 87 
Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes vom 
14. Juli 1953 — Bundesgesetzbl. I S. 591), 
kann der zuständige Bundesminister oder die 
von ihm bestimmte Bundesbehörde den An- 
trag auf Einleitung des Flurbereinigungsver- 
fahrens stellen. An die Stelle der vorläufigen 
Planfeststellung (§ 87 Abs. 2 des Flurbereini- 
gungsgesetzes) tritt die Anordnung nach § 1 
Abs. 3. Der zuständige Bundesminister oder 
die von ihm bestimmte Bundesbehörde ist 
zuständige obere Behörde im Sinne des § 88 
Nr. 3 des Flurbereinigungsgesetzes. Die nach 
§10 zuständige Behörde trifft die Entschei- 
dung nach § 89 Abs. 1 des Flurbereinigungs- 
gesetzes, 

§ 67 

Zustellungen durch die Verwaltungsbehör- 
den werden nach den Vorschriften des Ver- 
waltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom 
3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) be- 
wirkt. 


§ 68 

Dieses Gesetz tritt ... in Kraft. 
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(3) Die Gebühren-, Steuern-, Kosten- und 
Abgabenfreiheit ist von der zuständigen Be- 
hörde ohne Nachprüfung anzuerkennen, 
wenn die Enteignungsbehörde bestätigt, daß 
ein Geschäft oder eine Verhandlung der 
Durchführung der Landbeschaffung dient. 

§ 66 

unverändert 


§ 67 

unverändert 


§ 67 a 

Bis zum Inkrafttreten der Verwaltungs- 
gerichtsordnung gelten das Gesetz über das 
Bundesverwaltungsgericht vom 23. Septem- 
ber 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 625) und die 
landes rechtlichen Vorschriften über die Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit. 

§ 68 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1957 in 
Kraft. 
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